Entwurf der 5. Novelle der Kommunikationsparameter-,

Rundfunk & Telekom
Regulierungs-GmbH

Entgelt- und Mehrwertdiensteverordnung 2009
(KEM-V 2009) vom 25.03.2014

Zur besseren Ubersicht wird der vollstandige Text der KEM-V 2009 zur 6ffentlichen
Konsultation gemaR § 128 TKG 2003 idgF veroffentlicht. Anderungen wurden nur
hinsichtlich der Abschnitte ,Mobile Rufnummern® und ,Routingnummern“ sowie der
88 3 und 126 bis 128 vorgenommen und sind gemeinsam im Anderungsmodus
dargestellt. Die entsprechenden Erlauternden Bemerkungen (EB) sind unmittelbar
bei der jeweiligen Bestimmung angefihrt.

Einleitung

Im Zuge der Einfihrung der mobilen Nummernlbertragung wurde 2004 ein Routingkonzept
implementiert. Vor dem Hintergrund der aktuellen Marktentwicklungen (geplanter Markteintritt
durch neue MVNOs, insbesondere vor dem Hintergrund des Hutchison-Orange-Mergers)
erscheint das derzeitige Routingkonzept nicht mehr als ausreichend zukunftsorientiert bzw. wird
schon derzeit der Markteintritt fir Neueinsteiger wesentlich erschwert.

Konkret fuhrt das derzeitig angewendete Routingnummernkonzept zu folgenden Problemen:

1) Das mobile Routingnummernkonzept wurde so implementiert, dass nur mobile Rufnummern
hinter maximal zehn Bereichskennzahlen an der mobilen Rufnummernportierung in Osterreich
teilnehmen und maximal neun mobile Netze adressiert werden kdnnen, was zum damaligen
Zeitpunkt aus Sicht der Betreiber als ausreichend angesehen wurde. Grundsétzlich stehen aber
gemal KEM-V 2009 mobile Rufnummern hinter 46 mobilen Bereichskennzahlen zur Verfligung.
Mittlerweile sind mobile Rufnummern hinter 12 Bereichskennzahlen zugeteilt. Das bedeutet,
dass mobile Rufnummern hinter zwei bereits zugeteilten Bereichskennzahlen nicht an der
mobilen Rufnummernportierung teilnehmen kénnen.

2) Ein weiterer wesentlicher Nachteil des aktuellen Routingkonzeptes besteht darin, dass
maximal neun mobile Netze adressiert werden kdnnen. Aufgrund der Tatsache, dass heute
bereits neun Routingnummern an mobile Netzbetreiber zugeteilt sind, kdnnten Neueinsteiger
nicht mehr an der mobilen Rufnummernportierung teilnehmen.

Die Rufnummernportierung ist aber von Betreibern o6ffentlicher Telefondienste gemaR § 23
TKG 2003 verpflichtend sicherzustellen.

Dies hat zur Folge, dass weitere Neueinsteiger nur mehr Rufnummern hinter bereits
bestehenden  Bereichskennzahlen nutzen kénnten und um ein  wesentliches
Unterscheidungsmerkmal gegentber Mitbewerbern gebracht waren. In Konsequenz werden
solche Betreiber am Markteintritt gehindert bzw. wird dieser wesentlich erschwert.

Diese Situation wurde von der RTR-GmbH bereits im April 2013 kommuniziert. Weiters wurde
im Juni 2013 eine gesetzeskonforme LOsung fur das unter Punkt 2 angefiihrte Problem
prasentiert. Zum selben Zeitpunkt wurde ein Konzept, welches beide angefiihrten Probleme
beheben wirde, vorgestellt und anschlieRend 6ffentlich konsultiert. Im Zuge dieser Konsultation
und den anschlieBenden betreiberlibergreifenden Gesprachen wurde eine
Routingnummernstruktur erarbeitet. Die vorliegende Novelle legt diese Struktur, die
Verpflichtung, diese Routingnummern fir die mobile Rufnummernportierung zu nutzen sowie
die Zuteilungskriterien im nationalen Rufnummernplan fest. Aufgrund der kritischen Situation
(siehe obigen Punkt 1) ist eine zeitnahe Behebung der Probleme sowie eine flexible Umstellung
auf das neue Konzept erforderlich. Daher besteht die Moglichkeit, auf Antrag die Verwendung
eines Alternativkonzepts vorubergehend zu genehmigen.
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Gesamte  Rechtsvorschrift ~ fir ~ Kommunikationsparameter-, Entgelt- und
Mehrwertdiensteverordnung 2009, Fassung vom 13.12.2013

Langtitel

Verordnung der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH, mit der Bestimmungen fiir
Kommunikationsparameter, Entgelte und Mehrwertdienste festgelegt werden
(Kommunikationsparameter-, Entgelt- und Mehrwertdiensteverordnung 2009 — KEM-V 2009)
StF: BGBI. 1l Nr. 212/2009

Anderung

BGBI. 1l Nr. 265/2009 (VFB)
BGBI. 1l Nr. 109/2010
BGBI. 1l Nr. 333/2010
BGBI. Il Nr. 224/2012
BGBI. Il Nr. 344/2013

Praambel/Promulgationsklausel

Auf Grund der 8824 Abs.1 und Abs.2 sowie 63 des Bundesgesetzes, mit dem ein
Telekommunikationsgesetz  erlassen  wird  (Telekommunikationsgesetz 2003 —  TKG 2003),
BGBI. | Nr. 70/2003 idF BGBI. I Nr. 133/2005, wird verordnet:

Inhaltsverzeichnis

1. Abschnitt:
Allgemeines

81. Zweck
§ 2. Anwendungsbereich
§ 3. Begriffsbestimmungen
8 4. Erreichbarkeit von Rufnummern
8 5. Rufnummer des Anrufers
8 6. Nutzungsverbot firr nicht geregelte Rufnummernbereiche
8 7. Kaostenfreie internationale Rufnummern Universal International Freephone Numbers —
UIFN
8 7a. Internationale Rufnummern Universal International Shared Cost Numbers - UISCN
8 8. Dialerdienste mit Auslandsbezug
8 9. Verodffentlichung von Entscheidungen

2. Abschnitt:
Grundsétze der Rufnummernzuteilung

§ 10. Grundsétze der Rufnummernzuteilung
8 11. Blockweise Zuteilung von Rufnummern
8§ 12. Zuteilung von Einzelrufnummern

8 13. Grundsétze des Zuteilungsverfahrens
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§ 15. Nutzung

§ 16. Folgeziffern

3. Abschnitt:
Rufnummernplan

Offentliche Kurzrufnummern fur Notrufdienste

§17. Allgemein

8§ 18. Festlegung dffentlicher Kurzrufnummern fiir Notrufdienste
§19. Verwendungszweck
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8 21. Verhaltensvorschriften
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§ 25.  Nummernzuteilung

§ 26. Verhaltensvorschriften

8 27. Verhaltensvorschriften fir Betreiber

§ 28. Abrechnungsschema

Offentliche Kurzrufnummern fiir harmonisierte Dienste von sozialem Wert — 116
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Abrechnungsschema
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Verwendungszweck
Nummernstruktur
Nummernzuteilung
Verhaltensvorschriften
Abrechnungsschema
Entgeltbestimmung
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Verwendungszweck
Nummernstruktur
Nummernzuteilung
Verhaltensvorschriften

Betreiber-Testrufnummer

Verwendungszweck

Nummernstruktur

Funktion

Betreiber-Kurzrufnummern
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Waéhlplan
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Internationale Wahl
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Nationale Wahl
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8§ 107. Wahl offentlicher Kurzrufnummern
§108. Wahl von Betreiber-Kurzrufnummern

Betreiberauswahl-Prafix

§109. Verwendungszweck

§110. Nummernstruktur

§111. Nummernzuteilung

§ 112. Verhaltensvorschriften

8 113. Wahl mit vorangestelltem Betreiberauswahl-Préfix

Ansage-Préfix

8§ 114. Verwendungszweck
8 115. Nummernstruktur
§ 116. Wahl des Ansage-Préfixes

5. Abschnitt:
Mehrwertdienste
§ 117. Allgemeines
§118. Bewerbung
Dialer

§119. Dial-Up-Zugang zu Mehrwertdiensten
8 120. Opt-In fur die Erbringung von Mehrwertdiensten unter Verwendung eines Dialer-
Programmes

Sprach- und Faxdienste

8 121. Entgeltinformation unmittelbar vor der Dienstenutzung
8§ 122. Zeitheschrénkungen

Nachrichtendienste

8 123. Entgeltinformation unmittelbar vor der Dienstenutzung
8 124. Spezielle Verhaltensvorschriften
8 125. Nachweis lber die Einhaltung der Bestimmungen fur Nachrichtendienste

) 6. Abschnitt:
Ubergangsbestimmungen / Sonstiges

§126. Ubergangsbestimmungen

§ 127. Abschaltungen

§128. Inkrafttreten

8 129. AuRerkrafttreten von Rechtsvorschriften

Text

1. Abschnitt:
Allgemeines
Zweck

8 1. (1) Mit dieser Verordnung werden ein offentlicher Rufnummern- sowie ein offentlicher
Wiéhlplan als Teilplan fiir Kommunikationsparameter gemaR 88 24 Abs. 1 und 63 TKG 2003 sowie
Bestimmungen betreffend Mehrwertdienste gemaR § 24 Abs. 2 TKG 2003 erlassen.

(2) Fur die verschiedenen Rufnummernbereiche werden Nutzungsmerkmale und Kriterien fur die
Zuteilung festgelegt, das Verfahren zur Erlangung von Nutzungsrechten geregelt, sowie Entgelte und
Bestimmungen betreffend Mehrwertdienste festgesetzt.

Anwendungsbereich

8 2. (1) Diese  Verordnung gilt fur alle im Bundesgebiet betriebenen  offentlichen
Kommunikationsnetze, fur alle offentlich angebotenen Kommunikationsdienste und auf &ffentlichen
Kommunikationsdiensten basierende Dienstleistungen, die Rufnummern des in dieser Verordnung
geregelten 6ffentlichen Rufnummernplans nutzen oder zu nutzen beabsichtigen.
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(2) Der offentliche Wahlplan hat Giltigkeit an allen im Bundesgebiet gelegenen
Netzabschlusspunkten, sofern fiir die dort angebotenen Dienste Kommunikationsparameter verwendet
werden, die in dieser Verordnung geregelt sind.

(3) Private Rufnummernpléne sowie private Wahlplane sind von dieser Verordnung nicht umfasst.

Beachte fur folgende Bestimmung

Die Ausnahmebestimmung hinsichtlich Sprachdienste in § 3 Z 16 tritt mit 31. Dezember 2013 aufRer
Kraft (vgl. § 129 Abs. 2).

Begriffsbestimmungen

8§ 3. Im Sinne dieser Verordnung bedeutet

1. ,Bereichskennzahl®: eine Ziffernfolge, die am Beginn einer nationalen Rufnummer stehen kann.
Fir den durch eine Bereichskennzahl bestimmten und zur Nutzung vorgesehenen
Rufnummernbereich ist, gegebenenfalls unter Einbeziehung nachfolgender Stellen, ein
Verwendungszweck festgelegt;

2. ,betreiberbezogener Dienst”: einen Dienst eines Kommunikationsdienstebetreibers, der in
unmittelbarem Zusammenhang mit dem erbrachten Kommunikationsdienst steht, sofern der
Dienst nicht auch die Kriterien eines Mehrwertdienstes gemaR Z 16 erfullt;

3. ,,Betreiberkennzahl®“: eine Ziffernfolge, die einen Kommunikationsdienstebetreiber, einen
Kommunikationsnetzbetreiber, einen Betreiber eines harmonisierten Dienstes von sozialem Wert,
einen Betreiber eines Dienstes mittels einer 6ffentlichen Kurzrufnummer mit Stern oder einen
Betreiber eines Telefonauskunftsdienstes identifiziert; 4, ,,dekadischer
Rufnummernblock: einen maximal groflen geschlossenen Rufnummernbereich, wobei alle
umfassten Rufnummern mit einer bestimmten gleichlautenden Ziffernfolge beginnen;

5. ,,Dialer-Programm®: ein Programm oder Teilprogramm, das unmittelbar oder mittelbar einen
Dial-Up-Zugang herstellt oder kontrolliert, wobei die dafiir genutzte Rufnummer vom Programm
selbst vorgegeben wird. Ein Dialer-Programm ist auch ein solches Programm oder
Teilprogramm, das unmittelbar oder mittelbar die Konfiguration der
Telekommunikationsendeinrichtung  des  Nutzers hinsichtlich der  Herstellung von
Kommunikationsverbindungen beeinflusst oder verandert;

6. ,,Dial-Up-Zugang™: einen Zugang zum Internet oder zu anderen Datennetzen, bei dem durch die
Wahl einer Rufnummer im Offentlichen Telefonnetz eine Verbindung zu einem dahinter
liegenden Datennetz aufgebaut wird;

7. ,,Diensteroutingnummer*: eine nationale Rufnummer bestehend aus einer Bereichskennzahl fir
Routingnummern, gefolgt von einer Betreiberkennzahl und einer von der jeweiligen
Betreiberkennzahl abhéngigen Ziffernfolge, um Rufe an ein bestimmtes Kommunikationsnetz
zuzustellen oder um netzinterne Funktionen zu realisieren;

8. ,,Dienstleister: eine Person, die Informationen oder andere Dienstleistungen unter einer
Rufnummer des dffentlichen Rufnummernplans mittels Nutzung eines Kommunikationsdienstes
anbietet. Darunter fallen auch Kommunikationsdienstebetreiber, die der Offentlichkeit den
Zugang zu ihren Kommunikationsdiensten unter einer Rufnummer anbieten;

9. ,.Entgelt“: jenes Entgelt, das dem Teilnehmer verrechnet wird;

10. ,,ENUM*: ein durch die Internet Engineering Task Force — IETF festgelegtes Protokoll, das eine
Umrechnung von Rufnummern im Format der ITU-T Empfehlung E.164 in ENUM Domain
Names unter Verwendung des Domain Name Systems — DNS vornimmt;

11. ,Erotik-Dienste: alle Dienste sexualbezogenen Inhalts, unabhingig davon, ob die Inhalte
mittelbar durch Tonband, Videoaufzeichnungen, Texte, Bilder oder sonstige Aufzeichnungen
oder unmittelbar durch Sprache, Text, Videoverbindungen oder Kombinationen daraus vermittelt
werden, Dienste, die den Zugang zu solchen Diensten ermdglichen, sowie alle jene Dienste, die
zwischen Nutzern die Herstellung erotischer Kontakte ermdglichen;

12. ,eventtarifierter Dienst“: einen Dienst, bei dem ein bestimmtes zeitunabhéngiges Entgelt fur die
einmalige Inanspruchnahme des angebotenen Dienstes verrechnet wird;

13. ,Faxabrufdienst: einen Dienst, bei dem der Abruf von Informationen iiber Telefax erfolgt;

14.  Folgeziffern*: die Verldngerung einer nationalen Rufnummer oder einer &ffentlichen
Kurzrufnummer durch den Teilnehmer bis zur maximal zuldssigen Rufnummernlénge. Darunter
fallt auch eine allfallige Durchwabhl,;
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15. ,,internationale Rufnummer®: eine maximal 15 Ziffern umfassende Rufnummer, bestehend aus
der maximal dreistelligen Landeskennzahl, gefolgt von einer nationalen Rufnummer;

16. ,,Mehrwertdienst®: einen Dienst, fiir den die Merkmale a bis f zutreffen.
a) Der Dienst ist tiber einen oder mehrere 6ffentliche Kommunikationsdienste zugénglich,

b) der Dienst wird von den Nutzern mittels einer Rufnummer adressiert oder in Anspruch
genommen,

c) der Dienst wird in Ertragsabsicht betrieben,

d) mit dem vom Teilnehmer fiir die Inanspruchnahme des Dienstes inkassierten Entgelt wird im
Durchschnitt mehr als die bis zum Dienstleister erbrachte Kommunikationsdienstleistung
abgegolten,

e) die Erstverrechnung des Entgeltes erfolgt gegeniiber dem Teilnehmer, der dem in
Zusammenhang mit dem Dienst genutzten Netzabschlusspunkt zugeordnet ist und

f) die fur die Verrechnung notwendigen Stammdaten des Teilnehmers, die der Rechnung oder
der Belastung des Kundenkontos zugrunde gelegt werden, werden von jenem
Kommunikationsdienstebetreiber bereitgestellt, der den in Zusammenhang mit dem Dienst
genutzten Netzabschlusspunkt der konkreten Dienstenutzung zuordnet.

Ausgenommen davon sind Nachrichtendienste und Sprachdienste, die zusatzlich zu den
Merkmalen a bis f auch alle nachstehenden Merkmale erfiillen.

g) Das Entgelt wird vom Betreiber des Kommunikationsdienstes, der vom Teilnehmer fiir den
Zugang zum  Dienst genutzt wurde, nicht im eigenen Namen als
Kommunikationsdienstebetreiber verrechnet, sondern die Verrechnung wird mittels Inkasso in
fremdem Namen vorgenommen;

h) der Teilnehmer kann im Fall einer behaupteten missbrauchlichen Verwendung der
Telekommunikationsendeinrichtung verlangen, dass die Buchung vom
Kommunikationsdienstebetreiber riickgangig gemacht oder die Zahlung von diesem
rickerstattet wird;

i) der Teilnehmer wird jeweils auf der Rechnung tber die Art der Verrechnung gemaR lit. g und
seine damit zusammenhangenden Rechte gemag lit. h informiert, und

j) die korrekte Unternehmenshezeichnung des jeweiligen Dienstleisters ist auf der Rechnung
ausgewiesen;

17. ,,Mobiler Dienst*: einen Kommunikationsdienst, bei dem die
Telekommunikationsendeinrichtungen, die standortunabhéngig genutzt werden kénnen, Uber eine
Funkschnittstelle mit dem Kommunikationsnetz verbunden sind und an den verwendeten
Frequenzen ein exklusives Nutzungsrecht besteht;

18. , Nachrichtendienst“: einen zur Ubermittlung elektronischer ~Nachrichten —genutzten
Kommunikationsdienst, der fur die Adressierung Rufnummern verwendet, die in dieser
Verordnung geregelt sind,;

19. ,,nationale Routingnummer*: eine Rufnummer, bestehend aus einer Bereichskennzahl, gefolgt
von einer Betreiberkennzahl und weiteren Ziffern, die dazu dient, Rufe an das mit der
Betreiberkennzahl bestimmte Kommunikationsnetz zuzustellen;

20. ,,nationale Rufnummer*:

a) eine Rufnummer, bestehend aus einer Bereichskennzahl oder Ortsnetzkennzahl, gefolgt von
einer Teilnehmernummer und gegebenenfalls optionalen Folgeziffern, oder

b) eine Diensteroutingnummer, oder

¢) die Betreiberauswahl-Testrufnummer;

21. ,Nutzung einer Rufnummer*: die Erreichbarkeit des mit der Rufnummer adressierten Ziels in
offentlichen Kommunikationsnetzen oder -diensten_ sowie zusétzlich im Falle von
Routingnummern die Verwendung der Betreiberkennzahl als Quell-Betreiberkennzahl;

EB zu § 3 Z 21: Die Erganzung stellt sicher, dass Betreiberkennzahlen fir Routingnummern, die
ausschliel3lich als Quell-Betreiberkennzahl verwendet werden, auch als genutzt im Sinne des
§ 15 Abs. 2 gelten.
22. , Nutzungsgrad*: das Verhiltnis der Anzahl der genutzten Rufnummern eines Zuteilungsinhabers
im Verhéltnis zu den ihm zugeteilten Rufnummern;
23. “offentliche Kurzrufnummer®: eine Rufnummer, bestehend aus einer mit der Ziffer 1
beginnenden Zugangskennzahl oder beginnend mit dem Zeichen ,,*, gegebenenfalls gefolgt von
einer optionalen Betreiberkennzahl und eventuellen Folgeziffern;
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24, offentlicher Waihlplan“: einen Plan, der die zuldssigen Wahlziffernfolgen an den
Netzabschlusspunkten flir o6ffentliche Kommunikationsdienste, die fur die Adressierung
Rufnummern des in dieser Verordnung festgelegten o6ffentlichen Rufnummernplans nutzen,
festlegt;

25. ,Plattformbetreiber: ein Unternehmen, dessen Diensteinfrastruktur iiber die direkte Anbindung
an die zugehdrigen Kommunikationsnetze jener Kommunikationsdienstebetreiber verfiigt, deren
Endkunden den Dienst nutzen, und das fur den jeweiligen Dienst die technische Plattform
bereitstellt, auf der die Inhalte des Dienstes gespeichert sind, oder das die Ubermittlung der
Inhalte koordiniert. Existiert zum Zeitpunkt der Diensteerbringung ein solcher Plattformbetreiber
nicht, ist der Kommunikationsdienstebetreiber, der mit seinem zugehérigen Kommunikationsnetz
den Zugang zum Dienst bereitstellt, als Plattformbetreiber zu sehen;

26. ,privater Rufnummernplan: einen Rufnummernplan, der von Anderungen des &ffentlichen
Rufnummern- oder Wéhlplanes unberihrt bleibt;

27. ,privater Wiahlplan“: einen Plan, der die zuldssigen Wahlziffernfolgen an den Zugangspunkten
zu einem privaten Kommunikationsdienst enthalt und der von Anderungen des 6ffentlichen
Rufnummern- oder Wahlplanes unberthrt bleibt. An den Zugangspunkten eines privaten Netzes
sind die Endgeréte der Nutzer des privaten Netzes angeschaltet;

28. ,,PSTN/IP-Gatewayfunktion*: eine Funktionalitit zur Gewédhrleistung von Interoperabilitit von
Diensten in IP-basierten Netzen und dem herkdmmlichen leitungsvermittelten Telefonnetz;

29. ,quellnetztarifiert: die Festlegung des Entgeltes fiir einen Dienst durch jenen
Kommunikationsdienstebetreiber, der diesen Dienst gegenuber dem rufenden Teilnehmer
abrechnet;

30. ,Rufender: den Nutzer eines Kommunikationsdienstes oder Dienstes eines Dienstleisters,
unabhéngig davon, ob ein Sprach-, Daten- oder Nachrichtendienst genutzt wird;

31. ,,Rufnummernplan®: die Strukturierung der Adressen von Netzabschlusspunkten, Teilnehmern
oder Diensten;

32. ,,Teilnehmernummer*: jene Ziffernfolge einer nationalen Rufnummer, die an die
Bereichskennzahl oder Ortsnetzkennzahl anschlie3t und die den Teilnehmer identifiziert, der mit
dem betreffenden Kommunikationsdienstebetreiber in einem Vertragsverhaltnis steht;

33. ,,Vermittlungsfunktion in privaten Netzen®: eine Funktionalitdt, dic im Regelfall der indirekten
Herstellung von Verbindungen zu vom Rufenden von sich aus mitgeteilten Nutzern oder
Anschliissen eines privaten Netzes dient;

34. ,zielnetztarifiert“: die Festlegung des Entgeltes fur einen Dienst durch jenen
Kommunikationsdienstebetreiber, von dessen zugehérigem Kommunikationsnetz aus der Dienst
angeboten wird, in Abstimmung mit dem Dienstleister. Das festgelegte Entgelt gilt fir alle
Teilnehmer, unabhéngig vom jeweiligen Quellnetz;

35. ,,Zugangskennzahl“: eine mit 1 beginnende Ziffernfolge am Beginn einer o6ffentlichen
Kurzrufnummer, die den adressierten Dienst kennzeichnet;

36. ,,zugehoriges Kommunikationsnetz*:  jenes Kommunikationsnetz, das von einem
Kommunikationsdienstebetreiber fur die Erbringung seiner Dienste genutzt wird. Dieses kann
entweder vom selben Unternehmen betrieben werden, das auch den Kommunikationsdienst
betreibt, oder von einem dritten, mit dem der Kommunikationsdienstebetreiber einen
entsprechenden Kooperationsvertrag abgeschlossen hat.

Erreichbarkeit von Rufnummern

8 4. (1) Betreiber offentlicher Telefonnetze sowie -dienste haben die nationale Erreichbarkeit von
nationalen Rufnummern und offentlichen Kurzrufnummern mit einer Rufnummernlange von maximal
zwolf Ziffern sicherzustellen. Diese Bestimmung gilt nicht fur 6ffentliche Kurzrufnummern mit Stern.

(2) Aus der Verpflichtung nach Abs. 1 kann kein Recht auf Inanspruchnahme eines Dienstes
abgeleitet werden. Bei einer zuldssigen Einschrankung des Dienstes durch den Dienstleister ist eine
entsprechende Information des Rufenden sicherzustellen.

(3) Die internationale Erreichbarkeit von nationalen Rufnummern ist in den Bereichen 800, 810 und
allen quellnetztarifierten Rufnummernbereichen, jedenfalls aus allen Vertragsparteien des EWR sowie der
Schweiz zuzulassen. Falls ein Dienstleister seine internationale Erreichbarkeit in den Bereichen 800 oder
810 einschranken mochte, ist der Kommunikationsnetzbetreiber, wvon dessen zugehérigem
Kommunikationsnetz aus der Dienst angeboten wird, berechtigt, solche Anrufe sofort zu beenden.
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(4) Die La&nge einer nationalen Rufnummer darf zwoélf Ziffern nicht iberschreiten. Sie darf jedoch 13
Ziffern betragen, wenn die Erreichbarkeit geméal § 22 TKG 2003 tiber Abs. 1 hinausgehend sichergestellt
ist.

Rufnummer des Anrufers

8 5. (1) Im nationalen Verkehr sind der Transport und die Weitergabe der Rufnummer des Anrufers
zwischen allen an der Verbindung beteiligten 6ffentlichen Kommunikationsnetzbetreibern verpflichtend.

(2) Alle  an einer nationalen Verbindung mitwirkenden = Kommunikationsnetz-  und
Kommunikationsdienstebetreiber haben innerhalb ihres Einflussbereiches sicher zu stellen, dass bei
Notrufen ausgehend von

1. einem ortsfesten Netzabschlusspunkt mit zugeordneter geografischer Rufnummer die
geografische Rufnummer;

2. einer mobilen Telekommunikationsendeinrichtung mit zugeordneter mobiler Rufnummer die
mobile Rufnummer;

3. einem Zugangspunkt eines privaten Netzes mit einer Rufnummer gem&BR 8§ 55 ff. ohne
zugeordnete geografische oder mobile Rufnummer die Rufnummer des privaten Netzes;

4. einem Netzabschlusspunkt ohne zugeordnete geografische oder mobile Rufnummer und ohne
eine Rufnummer eines privaten Netzes gemal 8§ 55 ff. eine Rufnummer, welche

a) die Feststellung des aktuellen Standorts ermdglicht, oder, falls dies auf Grund technischer
Gegebenheiten nicht maoglich ist,

b) einen Rickruf des Rufenden ermdglicht, oder, falls dies ebenfalls nicht méglich ist,
c) eine Identifikation des Teilnehmers ermdglicht;

5. einer mobilen Telekommunikationsendeinrichtung ohne zugeordnete Rufnummer Kkeine
Rufnummer

Ubertragen wird.

(3) Ausgenommen in Féllen von Abs.2 haben der Teilnehmer und alle an einer nationalen
Verbindung mitwirkenden Kommunikationsnetz- und Kommunikationsdienstebetreiber innerhalb ihres
Einflussbereiches sicher zu stellen, dass eine riickrufbare Rufnummer, an welcher der Teilnehmer das
Nutzungsrecht hat, zum gerufenen Teilnehmer Ubertragen wird. Ist keine rickrufbare Rufnummer
vorhanden, darf jede den Teilnehmer identifizierende Rufnummer als Rufnummer des Anrufers zum
gerufenen Teilnehmer Ubertragen werden.

(4) Alle an einer nationalen Verbindung mitwirkenden Kommunikationsnetz- und Kommunikations-
dienstebetreiber haben innerhalb ihres Einflussbereiches sicher zu stellen, dass bei Anrufen ausgehend
von einem auslandischen Kommunikationsnetz jene Rufnummer zum gerufenen Teilnehmer Ubertragen
wird, die Uber das auslandische Kommunikationsnetz tbergeben wurde. Ausgenommen davon sind
Rufnummern des Anrufers, die geméaR Abs. 5 nicht als solche verwendet werden dirfen.

(5) Rufnummern aus den Bereichen 718, 804, 900, 901, 930 und 931 durfen nicht als Rufnummer
des Anrufers verwendet werden. Ausgenommen davon sind Rufnummern aus den Bereichen 900, 901,
930 und 931, wenn sie in Verbindung mit einem Nachrichtendienst verwendet werden und sofern die
Nachricht oder der Nachrichtendienst vom Nutzer nachgefragt wurde. Rufnummern im
Zugangskennzahlbereich 118 diirfen nur in direktem Zusammenhang mit einem Telefonauskunftsdienst
als Rufnummer des Anrufers verwendet werden.

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten fiir Nachrichtendienste sinngemaR. Zusétzlich darf bei
Nachrichtendiensten jede Art der Absenderkennung verwendet werden, mit der keine falsche Identitat
vorgetauscht wird, anhand der der Absender identifizierbar ist und bei der keine Verwechslungsgefahr
mit Rufnummern besteht.

Nutzungsverbot fur nicht geregelte Rufnummernbereiche

8 6. Die Nutzung aller nicht in dieser Verordnung geregelten Rufnummernbereiche sowie nicht
zugeteilter Rufnummern durch Kommunikationsnetzbetreiber oder Kommunikationsdienstebetreiber ist
verboten.

Kostenfreie internationale Rufnummern
Universal International Freephone Numbers — UIFN

8§ 7. Dienste unter einer internationalen Rufnummer fur Universal International Freephone Numbers
mit der Landeskennzahl 800 sind fiir den Teilnehmer entgeltfrei.
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Internationale Rufnummern
Universal International Shared Cost Numbers — UISCN

§ 7a. Fur Dienste unter einer internationalen Rufnummer fir Universal International Shared Cost
Numbers mit der Landeskennzahl 808 ist dem Teilnehmer ein Entgelt von EUR 0,20 pro Minute zu
verrechnen.

Dialerdienste mit Auslandsbezug

8 8. (1) Kommunikationsdienstebetreiber flr feste Netze haben im Rahmen ihrer technischen und
wirtschaftlichen Mdoglichkeiten MalBnahmen zu ergreifen, um ihre Teilnehmer vor der Herstellung
unerwiinschter kostenpflichtiger Dial-Up-Verbindungen zu auslandischen Rufnummern zu schiitzen.

(2) Das Anbieten von Mehrwertdiensten im Ausland mittels Dial-Up-Zugangen unter
oOsterreichischen Rufnummern ist nicht zuldssig. Dies ist nur dann zuldssig, wenn dieser Verbindung ein
entsprechendes Rechtsverhaltnis zugrunde liegt, das Uber die konkrete Diensteinanspruchnahme
hinausgeht.

Veroffentlichung von Entscheidungen

8 9. Entscheidungen gemdl 8 65 Abs. 3 TKG 2003 in Zusammenhang mit der Verwaltung von
Kommunikationsparametern sind auf der Website der RTR-GmbH zu veréffentlichen.

2. Abschnitt:
Grundsatze der Rufnummernzuteilung
Grundsétze der Rufnummernzuteilung

8 10. (1) Auf Antrag sind von der RTR-GmbH — abhangig vom jeweiligen Rufnummernbereich —
Rufnummern oder Teile davon, sowie Betreiberkennzahlen in Zusammenhang mit dem Betreiberauswahl-
Préfix an Kommunikationsdienstebetreiber, Kommunikationsnetzbetreiber oder Dienstleister zur Nutzung
befristet auf mindestens 180 Tage zuzuteilen.

(1a) Eine Zuteilung geméal Abs. 1 geht fur genutzte Rufnummern dann in eine unbefristete Zuteilung
uUber, wenn eine Anzeige gemal § 15 Abs. 1 vor Ablauf der im Bescheid festgesetzten Frist erfolgt ist.

(2) Natirliche Personen, die keinen Hauptwohnsitz in Osterreich haben, oder juristische Personen
ohne Sitz in Osterreich, haben bei der Antragstellung einen Zustellbevollméchtigten im Sinne des § 9
Zustellgesetz, BGBI. Nr. 200/1982 idF BGBI. | Nr. 111/2010 namhaft zu machen. Allfillige Anderungen
in der Person des Zustellbevollmachtigten sind der RTR-GmbH binnen zwei Wochen nach erfolgter
Anderung mitzuteilen. Wird die Anzeige dieser Anderung unterlassen, kann die RTR-GmbH bis zur
neuerlichen Bekanntgabe eines Zustellbevollméchtigten durch den Zuteilungsinhaber die Zustellung von
Schriftstlicken ohne weiteren Zustellversuch durch Hinterlegung bei der RTR-GmbH vornehmen.

(3) Jegliche Anderungen hinsichtlich

1. der Person des Zuteilungsinhabers betreffend Namen, Firmenwortlaut, Rechtspersoénlichkeit und
Anschrift sowie

2. der Zuteilungsvoraussetzungen des Zuteilungsinhabers gemaR den Bestimmungen des 3. und 4.
Abschnitts dieser Verordnung

sind der RTR-GmbH unverziglich anzuzeigen.

(4) Zugeteilte Rufnummern dirfen nur vom Zuteilungsinhaber genutzt werden. Davon
ausgenommen ist der Fall, dass dem Zuteilungsinhaber gemé&R § 65 Abs. 1 letzter Satz TKG 2003 von der
RTR-GmbH das Recht gewahrt wurde, untergeordnete Adressierungselemente selbststandig zu verwalten.

(5) Teilnehmer, denen Rufnummern ausdrucklich als Kommunikationsdienstebetreiber im Bereich
fur geografische Rufnummern, mobile Rufnummern oder standortunabhéngige Rufnummern von einem
Zuteilungsinhaber gemdR  Abs. 1 vertraglich zugewiesen wurden, dirfen untergeordnete
Adressierungselemente ebenfalls selbststdndig im Sinne von §65 Abs. 1 letzter Satz TKG 2003
verwalten. Derartige Vertrage sind vom Zuteilungsinhaber geméR Abs. 1 der RTR-GmbH anzuzeigen.

(6) Der Zuteilungsinhaber gemaR Abs. 1 hat die Rufnummern, die einem Teilnehmer gemals Abs. 5
vertraglich zugewiesen wurden, der RTR-GmbH im jeweils von der RTR-GmbH vorgegebenen Format
elektronisch anzuzeigen sowie anzugeben, an welchen Teilnehmer diese zugewiesen wurden.

(7) Teilnehmer, denen Rufnummern geméR Abs.4 oder 5 nicht vertraglich ausdricklich als
Kommunikationsdienstebetreiber zugewiesen wurden, dirfen diese Rufnummern ausschlieBlich selbst
nutzen.
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(8) Ein Teilnehmer, der ein Nutzungsrecht gemal Abs. 4 oder 7 an einer Rufnummer in den
Bereichen 5 fir private Netze, 718, 720, 780, 800, 804, 810, 820, 821, 828, 900, 901, 930, 931, 939 oder
im Zugangskennzahlbereich 118 hat, ist berechtigt, rufnummernbezogene Dienste bei unterschiedlichen
Kommunikationsdienstebetreibern zu nutzen.

(9) Das Nutzungsrecht an einer Rufnummer umfasst auch alle jene davon abgeleiteten Identitaten fur
Dienste, die in Zusammenhang mit der Integritat des Rufnummernraumes stehen.

(10) Kommunikationsparameter, die nicht in dieser Verordnung enthalten sind, kénnen auf Antrag
fir nicht kommerzielle Testzwecke im Rahmen von Betriebsversuchen fiir sechs Monate befristet
zugeteilt werden. Die Zuteilung kann Auflagen enthalten, die dem Zweck der Zuteilung gerecht werden.

(11) In begriindeten Einzelfallen kénnen Rufnummern oder Rufnummernbereiche von der Zuteilung
ausgenommen werden. Diese werden jeweils auf der Website der RTR-GmbH verdffentlicht.

(12) Rufnummern, die nicht in dieser Verordnung enthalten sind oder fiir die aufgrund der
Bestimmungen des dritten Abschnittes keine Zuteilung erfolgt, konnen auf begriindeten Antrag zugeteilt
werden, wenn diese bereits irrtimlich einer breiten Offentlichkeit kommuniziert oder erhebliche
finanzielle Aufwénde zur Kommunikation der Rufnummer getétigt wurden. Die Zuteilung ist dabei auf
maximal sechs Monate zu befristen. Es darf fur die zugeteilte Rufnummer nur ein Tonband eingerichtet
werden, das auf die Nichterreichbarkeit des Dienstes hinweist und gegebenenfalls auf eine andere
Rufnummer verweist. Bei Nachrichtendiensten kann diese Information mittels einer Nachricht an den
Nutzer kommuniziert werden. Die Zuteilung kann Auflagen enthalten, die dem Zweck der Zuteilung
gerecht werden.

Blockweise Zuteilung von Rufnummern

8 11. (1) Sofern im dritten Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, sind von der RTR-GmbH
Rufnummernbldcke zuzuteilen.
(2) Ein Rufnummernblock gemaR Abs. 1 ist
1. ein dekadischer Rufnummernblock, der aus 100 Rufnummern besteht, oder
2.ein maximal grofRer Teilbereich innerhalb eines durch bereits zugeteilte Rufnummern
unterbrochenen dekadischen Rufnummernblocks gemél Z 1.

(3) Die maximal mogliche Anzahl von blockweise zuzuteilenden Rufnummern ist bei den
betreffenden Rufnummernbereichen geregelt.

(4) Eine Zuteilung von Rufnummern tber Abs. 3 hinausgehend ist nur dann zul&ssig, wenn

1. der Bedarf gegentber der RTR-GmbH glaubhaft gemacht wird, oder

2. in den Bereichen fir geografische Rufnummern, fur standortunabhéngige Rufnummern und flr
mobile Rufnummern ein Nutzungsgrad von 50%, in allen anderen Rufnummernbereichen ein
Nutzungsgrad von 20% der jeweils zugeteilten Rufnummern im betreffenden Bereich oder in der
betreffenden Entgeltstufe erreicht wird.

(5) Bei Knappheit an Rufnummern in einem Rufnummernbereich kann von den im Abs. 4
festgelegten Nutzungsgraden zur Sicherstellung einer ausreichenden Zahl an verfugbaren Rufnummern in
diesem Bereich abgewichen werden. Eine Knappheit in einem Rufnummernbereich liegt jedenfalls dann
vor, wenn bereits 70% der gesamt verfligbaren Rufnummern in diesem Bereich zugeteilt wurden.

Zuteilung von Einzelrufnummern

812. (1) Ist im dritten Abschnitt die Zuteilung von Einzelrufnummern vorgesehen, sind ohne
Bedarfsnachweis maximal drei Einzelrufnummern pro Rufnummernbereich zuzuteilen.

(2) Weist der Antragsteller einen entsprechenden Bedarf an einer groReren Anzahl an
Einzelrufnummern nach, sind bis zu 100 Einzelrufnummern zuzuteilen.

(3) Fir jede genutzte Einzelrufnummer gemalR Abs. 1 und 2 ist auf Antrag eine weitere Rufnummer
zuzuteilen.

(4) Bei Rufnummernknappheit in einem Rufnummernbereich kann von dem in Abs.1 bis 3
festgelegten Verfahren zur Sicherstellung einer ausreichenden Zahl an verfligbaren Rufnummern in
diesem Bereich abgewichen werden. Eine Knappheit in einem Rufnummernbereich liegt jedenfalls dann
vor, wenn bereits 70% der gesamt verfugbaren Rufnummern in diesem Bereich zugeteilt wurden.

Grundséatze des Zuteilungsverfahrens

8§ 13. (1) Antragsberechtigten sind Rufnummern als Rufnummernbldcke oder einzeln im Rahmen der
Bestimmungen dieser Verordnung zuzuteilen.
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(2) Wertepraferenzen hinsichtlich der beantragten Rufnummer sind, ausgenommen im Bereich fiir
geografische Rufnummern und im Bereich fir Routingnummern, zu bericksichtigen.

(3) Die Bearbeitung der Antradge hat in der Reihenfolge des Einlangens zu erfolgen. Wird die
Zuteilung von gleichen oder berlappenden Rufnummernbereichen von mehreren Antragstellern am
selben Tag beantragt, entscheidet das Los. Diese Bestimmung findet keine Anwendung bei der
Ubertragung von Nutzungsrechten geméaR § 65 Abs. 5 TKG 2003.

(4) Stehen die beantragten Rufnummern oder die beantragten Teile davon fur die Zuteilung zur
Verfiigung und sind auch die sonstigen Zuteilungsvoraussetzungen erfiillt, ist antragsgemaR zuzuteilen.

(5) Ist ein beantragter Rufnummernblock bereits teilweise zugeteilt, so sind dem Antragsteller auf
Antrag die restlichen noch freien Rufnummern in diesem Rufnummernblock zuzuteilen.

Verfahrensablauf

8§ 14. (1) Der Antrag auf Zuteilung von Rufnummern oder Teilen davon ist unter Verwendung der
von der RTR-GmbH zur Verfiilgung gestellten Antragsformulare bei dieser einzubringen und hat die
jeweils bereichsspezifisch festgelegten Unterlagen zu beinhalten.

(2) Antragsteller, die nicht Kommunikationsdienstebetreiber oder Kommunikationsnetzbetreiber im
Sinne des §15 TKG 2003 sind, haben einen aktuellen Firmenbuchauszug oder einen sonstigen
entsprechenden Identitatsnachweis beizulegen. Natirliche Personen haben eine Kopie eines giltigen
Lichtbildausweises beizulegen.

Nutzung

8 15. (1) Die Aufnahme und Einstellung der Nutzung von zugeteilten Rufnummern sind von den
Kommunikationsdienstebetreibern oder Kommunikationsnetzbetreibern der RTR-GmbH im von dieser
vorgegebenen elektronischen Format anzuzeigen.

(2) Die Nutzung zugeteilter Rufnummern darf nur dann langer als 180 Tage unterbrochen sein, wenn
die Kriterien im Sinne der 8§ 11 und 12 in Hinblick auf eine erneute Zuteilung dieser Rufnummern
vorliegen.

(3) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. 11 Nr. 224/2012)

(4) Im Fall, dass dem Zuteilungsinhaber Rufnummern blockweise zugeteilt wurden, gilt der gesamte
Block als genutzt, wenn zumindest eine Rufnummer daraus genutzt wird.

(4a) Sind mehrere Rufnummernblécke gemal § 11 Abs. 2 Z 2 innerhalb eines Rufnummernblocks
gemédR § 11 Abs. 2 Z 1 demselben Kommunikationsdienstebetreiber zugeteilt, so gelten alle
Rufnummernbldcke geméR § 11 Abs. 2 Z 2 dann als genutzt, wenn zumindest eine Rufnummer aus einem
dieser Rufnummernbldcke genutzt ist.

(5) Werden Rufnummern genutzt oder wird eine bestehende Nutzung unterbrochen, ist dies der
RTR-GmbH von den Kommunikationsnetzbetreibern, in deren Kommunikationsnetzen diese
Rufnummern genutzt werden oder wurden, sowie von den Kommunikationsdienstebetreibern, die einen
Vertrag mit dem Teilnehmer haben oder hatten, im jeweils von der RTR-GmbH vorgegebenen Format
elektronisch anzuzeigen.

(6) Fur Rufnummern in den Bereichen 718, 800, 804, 810, 820, 821, 828, 900, 901, 930, 931, 939
hat die Anzeige geméal Abs. 5 gemaR § 65 Abs. 2 TKG 2003 wdchentlich zu erfolgen.

Folgeziffern

8 16. Folgeziffern durfen nicht zur Adressierung unterschiedlicher Teilnehmer 6ffentlicher Dienste
verwendet werden.

3. Abschnitt:

Rufnummernplan
Offentliche Kurzrufnummern fur Notrufdienste
Allgemeines

8 17. (1) Eine offentliche Kurzrufnummer fur Notrufdienste dient der Adressierung von Diensten
geméR Abs. 2.

(2) Notrufdienste dienen der Abwehr einer gegenwartigen oder unmittelbar drohenden Gefahr fiir
Leben, korperliche Unversehrtheit, Umwelt oder Vermogen.
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(3) Offentliche Kurzrufnummern fiir Notrufdienste konnen festgelegt werden, wenn fiir die
Erbringung eines Osterreichweiten Notrufdienstes gemal Abs. 2 ein gesetzlicher Auftrag besteht, der auch
die Nutzung von Kommunikationsdiensten, welche die Nutzung einer Rufnummer bedingen, zur
Alarmierung vorsieht, und die Erbringung des Dienstes mit einer der in § 18 festgelegten Rufnummern
nicht moglich ist.

Festlegung 6ffentlicher Kurzrufnummern fur Notrufdienste

§ 18. Offentliche Kurzrufnummern fiir Notrufdienste sind:
. 112 Einheitliche européische Notrufnummer,

. 122 Feuerwehrzentralen,

. 128 Notrufnummer bei Gasgebrechen,

. 133 Polizei,

. 140 Bergrettung,

. 141 Arztenotdienst,

. 142 Telefonseelsorge,

. 144 Rettungsdienst und

. 147 Notrufdienst fiir Kinder und Jugendliche.

Verwendungszweck

8 19. (1) Die offentliche Kurzrufnummer 112 dient zur Meldung einer akuten oder unmittelbar
drohenden Gefahr fiir Leben, korperliche Unversehrtheit, Umwelt oder Vermdgen.

(2) Die offentliche Kurzrufnummer 122 dient zur Meldung einer akuten oder unmittelbar drohenden
Gefahr fiir Leben, korperliche Unversehrtheit, Umwelt oder Vermdgen im Rahmen der Aufgaben des
Feuerwehrdienstes.

(3) Die offentliche Kurzrufnummer 128 dient zur Meldung von Gasgeruch, Gasaustritt und jeder
Form von Gasgebrechen, wenn dadurch eine akute oder unmittelbar drohende Gefahr fir Leben,
korperliche Unversehrtheit, Umwelt oder VVermdgen besteht.

(4) Die offentliche Kurzrufnummer 133 dient zur Meldung einer akuten oder unmittelbar drohenden
Gefahr flr Leben, korperliche Unversehrtheit, Umwelt oder Vermdgen im Rahmen der polizeilichen
Aufgaben.

(5) Die offentlichen Kurzrufnummern 140, 141 und 144 dienen zur Meldung einer akuten oder
unmittelbar drohenden Gefahr fur Leben, korperliche Unversehrtheit oder Vermégen im Rahmen des
Hilfs- und Rettungswesens.

(6) Die offentliche Kurzrufnummer 142 dient zur Hilfe und Beratung flr Personen in schwierigen
Lebenssituationen, etwa bei Einsamkeit, Schicksalsschlagen, Trauer, psychischen Problemen, Depression,
Partnerproblemen oder Angstzustanden.

(7) Die offentliche Kurzrufnummer 147 dient zur professionellen telefonischen psychologischen
Beratung in Zusammenhang mit Kindern und Jugendlichen, insbesondere bei Gewalt, sexuellem
Missbrauch oder in allen altersspezifischen Belangen.

Nummernzuteilung

8 20. (1) Antragsberechtigt fiir die 6ffentlichen Kurzrufnummern 112 und 133 fir das Bundesgebiet
ist der Bundesminister oder die Bundesministerin flir Inneres.

(2) Antragsherechtigt fir die offentlichen Kurzrufnummern 122, 128, 140, 141 und 144 fir das
jeweilige Bundesland ist jeweils der Landeshauptmann oder die Landeshauptfrau.

(3) Antragsberechtigt fiir die offentliche Kurzrufnummer 142 fir das jeweilige Bundesland sind
jeweils die Didzesen.

_ (4) Antragsberechtigt fur die offentliche Kurzrufnummer 147 fur das gesamte Bundesgebiet ist der
Osterreichische Rundfunk.

(5) Antragsberechtigten ist auf Antrag die entsprechende Kurzrufnummer fiir Notrufdienste jeweils
zur Nutzung innerhalb des jeweiligen Gebietes zuzuteilen.

(6) Dem Zuteilungsinhaber obliegt die Koordination jener Organisationen, die die Abwicklung des
zugehdrigen Notrufdienstes erbringen. Zu diesem Zweck kann das Recht der Nutzung der zugeteilten
offentlichen Kurzrufnummer fur Notrufdienste an entsprechende Organisationen zugewiesen werden.
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(7) In den Fallen des Abs.3 und 4 sind die jeweiligen Zuteilungsinhaber verpflichtet, mit
Organisationen, die eine gleichartige Dienstleistung anbieten wollen, tber die gemeinsame Nutzung der
zugeteilten 6ffentlichen Kurzrufnummer fiir Notrufdienste zu verhandeln.

Beachte fur folgende Bestimmung

Abs. 1 Z 4 tritt ausgenommen fir die 6ffentliche Kurzrufnummer fiir Notrufdienste 112 mit 7. Janner
2010 in Kraft (vgl. § 128 Abs. 3).

Verhaltensvorschriften

8 21. (1) Der Zuteilungsinhaber einer offentlichen Kurzrufnummer fur Notrufdienste hat
sicherzustellen, dass

1. fur Anrufe zur zugeteilten 6ffentlichen Kurzrufnummer fur Notrufdienste von jedem Ort seines
Zuteilungsgebietes das entsprechende Routingziel festgelegt ist und diese Informationen fir
Kommunikationsnetz- und Kommunikationsdienstebetreiber entgeltfrei in einem elektronisch
weiterverarbeitbaren Format elektronisch abrufbar bereitgestellt werden und tber Anderungen in
geeigneter Weise informiert wird,

2. der Notrufdienst im gesamten Zuteilungsgebiet erreichbar ist,

3. der Notrufdienst 24 Stunden téglich erreichbar ist und so ausgestattet wird, dass bei der
Entgegennahme von Rufen keine nennenswerten Wartezeiten auftreten.

4. bei Notrufen, die nicht in den Zustandigkeitsbereich der erreichten Leitstelle fallen, eine
situationsadaquate Weiterleitung an die jeweils zusténdige Leitstelle erfolgt.

(2) Die Belegung von &ffentlichen Kurzrufnummern fir Notrufdienste mit Tonbandnachrichten oder
dhnlichen automatischen Systemen sowie ein Verhalten, das keine der Notrufsituation adaquate Hilfe
ermoglicht oder initiiert, ist nicht zuldssig. Davon ausgenommen ist die 6ffentliche Kurzrufnummer fr
Notrufdienste 141, hinter der Tonbandnachrichten oder &hnliche automatische Systeme geschaltet werden
durfen, wenn der Diensteanbieter dafiir sorgt, dass

1. Angaben Uber die Verfiigbarkeit des Dienstes 6ffentlich leicht zugénglich sind,

2. zu den Zeiten, zu denen der Dienst nicht erreichbar ist, dem Rufenden die néchsten Sprechzeiten
sowie

3. eine andere erreichbare Notrufnummer angesagt werden.
(3) Folgeziffern hinter einer 6ffentlichen Kurzrufnummer fiir Notrufdienste sind nicht zuléssig.
Verhaltensvorschriften fiir Betreiber

8§ 22. (1) Kommunikationsnetz- und Kommunikationsdienstebetreiber sind verpflichtet, die
Vorgaben nach 8§21 Abs.1Z1 im Rahmen der technischen Maoglichkeiten im zugehdrigen
Kommunikationsnetz umzusetzen.

(2) Kommunikationsnetzbetreiber und Kommunikationsdienstebetreiber sind verpflichtet, das im
zugehorigen Kommunikationsnetz eingerichtete Routing fir jede oOffentliche Kurzrufnummer fir
Notrufdienste im entsprechenden Gebiet entgeltfrei dem jeweiligen Zuteilungsinhaber in einem
elektronisch weiterverarbeitbaren Format elektronisch abrufbar bereit zu stellen und diesen (ber
Anderungen in geeigneter Weise zu informieren.

Offentliche Kurzrufnummern fiir besondere Dienste

Verwendungszweck

8 23. (1) Eine offentliche Kurzrufnummer fir besondere Dienste dient der Adressierung von
Diensten gemald Abs. 2.

(2) Besondere Dienste sind Dienste, die von besonderem offentlichen Interesse und fir eine
Osterreichweite Nutzung vorgesehen sind.

(3) Offentliche Kurzrufnummern fiir besondere Dienste kénnen festgelegt werden, wenn fir den
betreffenden Dienst unabhéngig von dieser Verordnung ein gesetzlicher Auftrag besteht und die
Erbringung des Dienstes mit einer der in § 24 festgelegten Rufnummern nicht mdglich ist, sowie die
Kontaktaufnahme mittels Telefon ein wesentlicher Bestandteil des Dienstes ist.

(4) Offentliche Kurzrufnummern fiir besondere Dienste sind mit Ausnahme von §24Z 1 und 2
vierstellig festzulegen.
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Festlegung 6ffentlicher Kurzrufnummern fir besondere Dienste

§ 24. Offentliche Kurzrufnummern fiir besondere Dienste sind:
1. 130 Landeswarnzentralen,

2. 120 und 123 Pannendienste und

3. 148 4 Krankentransporte;

4. 145 5 Apothekendienste.

Nummernzuteilung

8§ 25. (1) Antragsberechtigt fur die o6ffentlichen Kurzrufnummern 130 und 148 4 fiir das jeweilige
Bundesland ist jeweils der Landeshauptmann oder die Landeshauptfrau, fiir 120 und 123 jene
Unternehmen, die diese bereits vor Inkrafttreten dieser Verordnung genutzt haben.

_(1a) Antragsberechtigt fir die 6ffentliche Kurzrufnummer 145 5 fiir das gesamte Bundesgebiet ist
die Osterreichische Apothekerkammer.

(2) Antragsherechtigten ist auf Antrag eine 6ffentliche Kurzrufnummer fiir besondere Dienste zur
Nutzung innerhalb eines Bundeslandes zuzuteilen.

(3) Dem Zuteilungsinhaber obliegt die Koordination der jeweiligen Betreiber einer 6ffentlichen
Kurzrufnummer fiir besondere Dienste.

Verhaltensvorschriften
8 26. (1) Der Zuteilungsinhaber einer offentlichen Kurzrufnummer fir besondere Dienste hat
sicherzustellen, dass

1. fur Anrufe zur zugeteilten offentlichen Kurzrufnummer fir besondere Dienste von jedem Ort
seines Zuteilungsgebietes das entsprechende Routingziel festgelegt ist und diese Informationen
fir Kommunikationsnetz- und Kommunikationsdienstebetreiber entgeltfrei in einem elektronisch
weiterverarbeitbaren Format elektronisch abrufbar bereitgestellt werden und tiber Anderungen in
geeigneter Weise informiert wird,

2. der besondere Dienst im gesamten Zuteilungsgebiet erreichbar ist,

3. der besondere Dienst 24 Stunden téglich erreichbar ist und so ausgestattet wird, dass fiir den
Rufenden bei der Entgegennahme des Rufes keine nennenswerten Wartezeiten auftreten.

(2) Nutzungsberechtigte einer 6ffentlichen Kurzrufnummer fir besondere Dienste im Bereich 148 4
flr Krankentransporte muissen durch landesgesetzliche Vorschriften als Rettungsorganisationen anerkannt
sein.

(3) Unter den Rufnummern 120 und 123 durfen ausschlieBlich dsterreichweite technische
Pannendienste im Bereich des Kraftfahrwesens erbracht werden.

(4) Im Falle des § 24 Z 1, 2 und 4 ist die Festlegung von Folgeziffern verboten, im Falle des§ 247 3
ist eine einzelne Folgeziffer zulassig.

(5) Unter der Rufnummer 1455 darf ausschlieRlich ein Dienst angeboten werden, der Uber
dienstbereite Apotheken auBerhalb der Ublichen Offnungszeiten informiert, als Arzneimittelhotline
fungiert und zu einem dienstbereiten Apotheker weitervermitteln kann.

Verhaltensvorschriften flir Betreiber

8§ 27. (1) Kommunikationsnetz- und Kommunikationsdienstebetreiber sind verpflichtet, die
Vorgaben nach 826 Abs.1Z1 im Rahmen der technischen Mdglichkeiten im zugehdrigen
Kommunikationsnetz umzusetzen.

(2) Kommunikationsnetzbetreiber und Kommunikationsdienstebetreiber sind verpflichtet, das im
zugehorigen Kommunikationsnetz eingerichtete Routing fir jede oOffentliche Kurzrufnummer fir
besondere Dienste im entsprechenden Gebiet entgeltfrei dem jeweiligen Zuteilungsinhaber in einem
elektronisch weiterverarbeitbaren Format elektronisch abrufbar bereit zu stellen und diesen Uber
Anderungen in geeigneter Weise zu informieren.

Abrechnungsschema
8§ 28. Kurzrufnummern im 6¢ffentlichen Interesse fiir besondere Dienste sind quellnetztarifiert.

Offentliche Kurzrufnummern fir harmonisierte Dienste von sozialem Wert — 116
Verwendungszweck

8§ 29. Eine offentliche Kurzrufnummer flr harmonisierte Dienste von sozialem Wert dient der
Adressierung dieser Dienste geméaR den VVorgaben der Europdischen Union.
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Nummernstruktur

8 30. Eine offentliche Kurzrufnummer fur harmonisierte Dienste von sozialem Wert besteht aus der
dreistelligen Zugangskennzahl 116 und einer dreistelligen Betreiberkennzahl. Folgeziffern hinter der
Betreiberkennzahl sind nicht zuléssig.

Festlegung 6ffentlicher Kurzrufnummern fiir harmonisierte Dienste von sozialem Wert

§ 31. Offentliche Kurzrufnummern fiir harmonisierte Dienste von sozialem Wert sind:

1. 116 000 Hotline fiir vermisste Kinder,

2. 116 111 Hotline fir Hilfe suchende Kinder,

3. 116 123 Hotline zur Lebenshilfe.

4. 116 006 Beratungsdienst fur Opfer von Straftaten,

5. 116 117 Bereitschaftsdienst fiir drztliche Hilfe in nicht lebensbedrohlichen Situationen.

Umfang der Dienste

8 32. Zuteilungsinhaber sind verpflichtet, Dienste im Bereich 116 so zu gestalten, dass den
folgenden Kriterien entsprochen wird:
1. Der mit der Rufnummer 116 000 adressierte Dienst nimmt Meldungen tber vermisste Kinder
entgegen und leitet diese an die Polizei weiter, berdt und unterstltzt die fiir vermisste Kinder
verantwortlichen Personen und unterstiitzt die Suche nach vermissten Kindern.

2. Der mit der Rufnummer 116 111 adressierte Dienst hilft Kindern, die Betreuung und Schutz
benétigen, und bringt diese mit addquaten Dienstleistungen und Ressourcen in Kontakt.
AuRerdem hat der Dienst diesen Kindern Gelegenheit zu geben, ihre Sorgen zu &ulern, tber die
sie direkt betreffende Probleme zu sprechen und in Notsituationen einen Ansprechpartner zu
finden.

3. Der mit der Rufnummer 116 123 adressierte Dienst bietet dem Rufenden einen vorurteilsfrei
zuhdrenden, menschlichen Ansprechpartner, der seelischen Beistand flr jene Rufenden zu leisten
hat, die unter Einsamkeit leiden, eine Lebenskrise durchmachen oder Suizidgedanken hegen.

4. Der mit der Rufnummer 116 006 adressierte Dienst gibt Opfern von Straftaten emotionale
Unterstltzung, sie werden tber ihre Rechte und den Rechtsweg informiert sowie an einschlagige
Organisationen  weiterverwiesen. Insbesondere erhalten sie Angaben zur néchsten
Polizeidienststelle und Informationen zu den Strafverfolgungsverfahren sowie zu Fragen des
Schadenersatzes und der Versicherung. Der Dienst leistet ferner Unterstiitzung beim Auffinden
anderer Stellen, die Opfern von Straftaten Hilfe bereitstellen kénnen.

5. Der mit der Rufnummer 116 117 adressierte Dienst leitet Rufende in dringenden, aber nicht
lebensbedrohlichen Féallen, vor allem auch auRerhalo der normalen Dienstzeiten, am
Wochenende und an Feiertagen, zu dem entsprechenden medizinischen Dienst weiter. Er
verbindet den Rufenden mit dem ausgebildeten und unterstiitzten Personal der Anrufzentrale
bzw. direkt mit einem qualifizierten praktischen oder klinischen Arzt.

Zuteilungsvoraussetzungen

8§ 33. (1) Antragsberechtigt fur die Rufnummern 116 000, 116 111 und 116 123 sind Diensteanbieter,
die folgende Voraussetzungen erfillen:

1. Mindestens drei Jahre Erfahrung in der professionellen telefonischen Betreuung von Menschen
in Problemsituationen, insbesondere im familidren Umfeld, sowie in der Zusammenarbeit mit
polizeilichen Dienststellen. Im Fall der Rufnummern 116 000 und 116 111 hat der Schwerpunkt
der bisherigen Tétigkeit in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen zu liegen,

2. Mitgliedschaft in zumindest einer internationalen Organisation oder Vereinigung zum Schutz von
Kindern und Jugendlichen, im Bereich der Seelsorge oder der persénlichen Lebenshilfe und

3. Nachweis einer entsprechenden Kapitalausstattung, sodass eine Erbringung des Dienstes in der
vom Antragsteller geplanten Form jedenfalls flr die kommenden drei Jahre gesichert ist.

(2) Antragsberechtigt fur die Rufnummer 116 006 sind Diensteanbieter, die folgende
Voraussetzungen erfillen:

1. Mindestens drei Jahre Erfahrung in der professionellen telefonischen Beratung und Betreuung
von Opfern von Straftaten sowie einschldgige Erfahrungen mit dsterreichischen und
internationalen  Opferhilfe- und Opferschutzorganisationen und Kooperationen  mit
Strafverfolgungsbehérden, psychologischen Diensten sowie allen in Opferbelangen tatigen
Behdrden und Einrichtungen,
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2. Mitgliedschaft in zumindest einer internationalen Organisation oder Vereinigung von
Opferhilfeeinrichtungen zur Unterstiitzung von Opfern von Gewalttaten und

3. Nachweis einer entsprechenden Kapitalausstattung, sodass eine Erbringung des Dienstes in der
vom Antragsteller geplanten Form jedenfalls fiir die kommenden drei Jahre gesichert ist.
(3) Antragsberechtigt fir die Rufnummer 116 117 sind Diensteanbieter, die folgende
Voraussetzungen erftllen:

1. Mindestens drei Jahre Erfahrung in der professionellen telefonischen Betreuung von Menschen
in Problemsituationen mit medizinischem Hintergrund,

2. Vorlage eines Konzeptes, aus dem die Erfillung der in § 32 Z5 vorgegebenen Kriterien
hervorgeht, insbesondere wie dem Kriterium der Erreichbarkeit eines qualifizierten praktischen
oder klinischen Arztes sowie der Versorgung des gesamten Bundesgebietes entsprochen wird,

3. Nachweis einer entsprechenden Kapitalausstattung, sodass eine Erbringung des Dienstes in der
vom Antragsteller geplanten Form jedenfalls fiir die kommenden drei Jahre gesichert ist.
Nummernzuteilung

8 34. Die Zuteilung fur eine Rufnummer im Bereich 116 hat gemal folgenden Regeln zu erfolgen:

1. Nach Einlangen eines Antrags auf Zuteilung informiert die RTR-GmbH auf ihrer Website tber
die Tatsache, dass ein Antrag vorliegt und gibt Interessierten ab Verdffentlichung fiir einen
Zeitraum von einem Monat die Mdglichkeit, ebenfalls Antrage auf Zuteilung dieser Rufnummer
zu stellen. Alle in diesem Zeitraum einlangenden Antrage gelten als zeitgleich eingebracht.

2. Bewerben sich mehrere Antragsteller, die die gesetzlichen Voraussetzungen nach § 33 erfiillen,
um Zuteilung fir eine Rufnummer, so entscheidet das Los.
Verhaltensvorschriften

8§ 35. (1) Der Zuteilungsinhaber einer Rufnummer im Bereich 116 hat

1. gemeinsam mit den Kommunikationsnetzbetreibern und Kommunikationsdienstebetreibern die
Erreichbarkeit des Dienstes aus allen 6ffentlichen Kommunikationsnetzen sicherzustellen,

2. die entsprechende 6ffentliche Kurzrufnummer im gesamten Bundesgebiet zu betreiben,

3. den Betrieb 24 Stunden téglich sicherzustellen und so auszustatten, dass bei der Entgegennahme
von Rufen keine nennenswerten Wartezeiten auftreten,

4. mit anderen Organisationen, die diese Rufnummer in anderen Staaten nutzen, zusammen zu
arbeiten und

5. die ausschlielliche Nutzung im festgelegten Umfang der Dienste des § 32 sicherzustellen.

(2) Entgegen der Bestimmung des Abs. 1 Z 3 besteht fir die Rufnrummern 116 111, 116 123,
116 006 und 116 117 keine Verpflichtung eines taglichen, 24-stiindigen Betriebes. Falls der Dienst nicht
stdndig erreichbar ist, muss der Diensteanbieter jedoch dafiir sorgen, dass Angaben uber die
Verfiigbarkeit des Dienstes 6ffentlich leicht zugénglich sind und zu den Zeiten, zu denen der Dienst nicht
erreichbar ist, dem Rufenden die néchsten Sprechzeiten angesagt werden.

Abrechnungsschema

8 36. Rufnummern fir harmonisierte Dienste von sozialem Wert im Bereich 116 sind
zielnetztarifiert.

Entgeltbestimmung
8§ 37. Fir Dienste im Bereich 116 darf dem Teilnehmer kein Entgelt verrechnet werden.

Offentliche Kurzrufnummern fir Telefonstérungsannahmestellen — 111
Verwendungszweck

8 38. (1) Eine  offentliche Kurzrufnummer fur Telefonstérungsannahmestellen  dient  der
Adressierung von Diensten gemaR Abs. 2.

(2) Eine Telefonstérungsannahmestelle dient Teilnehmern eines Kommunikationsdienstebetreibers
dazu, im Falle eines technischen Gebrechens in Zusammenhang mit der Nutzung des vom
Kommunikationsdienstebetreiber angebotenen Telefondienstes, die aufgetretene Stérung zu melden und
damit eine Behebung in die Wege zu leiten.
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Nummernstruktur

8 39. Eine offentliche Kurzrufnummer fir Telefonstérungsannahmestellen besteht aus der
dreistelligen Zugangskennzahl 111 und einer ein- bis dreistelligen Betreiberkennzahl. Maximal zwei
Folgeziffern sind hinter der Betreiberkennzahl zuldssig.

Nummernzuteilung

8§ 40. (1) Antragsberechtigt sind Kommunikationsdienstebetreiber, die bei der Antragstellung eine
geplante Nutzung gemé&R § 38 glaubhaft machen.

(2) Antragsberechtigten ist auf Antrag maximal eine Betreiberkennzahl zuzuteilen.

(3) Betreiberkennzahlen im Zugangskennzahlbereich 111 fir Telefonstérungsannahmestellen sind
aus dem Bereich 20 bis 69 zweistellig und aus dem Bereich 700 bis 899 dreistellig zuzuteilen.

(4) Die Betreiberkennzahl 1 darf von Kommunikationsdienstebetreibern ohne explizite Zuteilung
durch die RTR-GmbH im zugeordneten Kommunikationsnetz im Sinne des § 38 genutzt werden.

(5) Betreiberkennzahlen aus dem Bereich 700 bis 799 dirfen erst zugeteilt werden, wenn weniger als
45 Betreiberkennzahlen aus den Bereichen 20 bis 69 und 800 bis 899 fiir eine Zuteilung zur Verfiigung
stehen.

Verhaltensvorschriften

8 41. Eine Offentliche Kurzrufnummer fiir Telefonstérungsannahmestellen muss jedenfalls auch
ohne Folgeziffern erreichbar sein.

Abrechnungsschema
8§ 42. Telefonstérungsannahmestellen im Bereich 111 sind quellnetztarifiert.

Offentliche Kurzrufnummern fiir Telefonauskunftsdienste — 118
Verwendungszweck

8 43. (1) Eine o6ffentliche Kurzrufnummer fur Telefonauskunftsdienste dient der Adressierung von
Diensten gemaf Abs. 2.

(2) Ein Telefonauskunftsdienst ist ein Informationsdienst Uber Teilnehmerdaten. Dieser dient
ausschlieBlich der Bekanntgabe von Rufnummern, Namen, Anschrift, E-Mail-Adressen und zusétzlichen
Angaben von Teilnehmern. Zusétzliche Angaben sind akademischer Grad, Beruf, Branche, Art des
Anschlusses, Mitbenutzer, Offnungszeiten sowie sonstige statische, vom Teilnehmer gewiinschte Daten.

Nummernstruktur

8 44. Eine Offentliche Kurzrufnummer fir Telefonauskunftsdienste besteht aus der dreistelligen
Zugangskennzahl 118 und einer zwei- oder dreistelligen Betreiberkennzahl. Maximal zwei Folgeziffern
sind hinter der Betreiberkennzahl zulassig.

Nummernzuteilung

8 45. (1) Antragsberechtigt sind Kommunikationsdienstebetreiber und Dienstleister, die ein
entsprechendes Realisierungskonzept flr einen Telefonauskunftsdienst vorlegen.

(2) Antragsberechtigten sind maximal zwei Betreiberkennzahlen im Zugangskennzahlbereich 118
zuzuteilen.

(3) Betreiberkennzahlen im Zugangskennzahlbereich 118 fir Telefonauskunftsdienste sind
beginnend mit den Ziffernkombinationen 20 bis 69 und 80 bis 89 zwei- oder dreistellig zuzuteilen.

Verhaltensvorschriften

8 46. (1) Eine zugeteilte offentliche Kurzrufnummer fir Telefonauskunftsdienste muss jedenfalls
ohne Folgeziffern erreichbar sein.

(2) Es durfen nur Anfragen bearbeitet werden, die ausschlieflich durch die Zuhilfenahme der unter
8§ 43 Abs. 2 angefuhrten statischen Daten beantwortet werden kdnnen.

(3) Unter einer von allenfalls zwei zugeteilten Rufnummern fiir einen Telefonauskunftsdienst
mussen jedenfalls die Daten sédmtlicher Teilnehmer von im Bundesgebiet betriebenen &ffentlichen
Telefondiensten, die einer Beauskunftung ihrer Daten zugestimmt haben, im Sinne des § 43 Abs. 2
beauskunftet werden.

(4) Weitervermittlung ist grundsatzlich zulassig.
(5) Weitervermittlung zu Diensten in den Bereichen 930, 931 und 939 ist verboten.
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(6) Bei Weitervermittlung ist dem Rufenden grundsatzlich die nachgefragte Rufnummer, die auch
ohne Nutzung des Auskunftsdienstes erreichbar ist, mitzuteilen. Sofern der Rufende unaufgefordert auf
die Nennung der Rufnummer verzichtet, kann auch unmittelbar weiterverbunden werden.

(7) Der Betreiber eines Telefonauskunftsdienstes hat den Betrieb 24 Stunden taglich sicherzustellen
und so auszustatten, dass fur Rufende bei Entgegennahme des Rufes keine unangemessenen Wartezeiten
auftreten.

(8) Im Zugangskennzahlbereich 118 ist die Realisierung von Dial-Up-Zugédngen mittels eines Dialer-
Programmes verboten.

Abrechnungsschema
8§ 47. Telefonauskunftsdienste im Zugangskennzahlbereich 118 sind zielnetztarifiert.
Entgeltbestimmung

8 48. Fur Dienste im Zugangskennzahlbereich 118 darf dem Teilnehmer maximal ein Entgelt
von EUR 3,64 pro Minute oder EUR 10,00 pro Event verrechnet werden.

Offentliche Kurzrufnummern mit Stern
Verwendungszweck

8 48a. Eine Offentliche Kurzrufnummer mit Stern dient der vereinfachten Wahl von tariffreien
Diensten mit einem Gespréchsvolumen von mindestens 2.500 Gesprédchsminuten im Monat bei
Sprachdiensten, betrachtet im Jahresdurchschnitt.

Nummernstruktur

8§ 48b. Eine offentliche Kurzrufnummer mit Stern beginnt mit dem Zeichen ,,*, gefolgt von einer
drei- bis funfstelligen Betreiberkennzahl. Folgeziffern hinter der Betreiberkennzahl sind nicht zulassig.

Nummernzuteilung

8§ 48c. (1) Antragsberechtigt sind Nutzer einer Rufnummer fiir Dienste mit geregelter
Entgeltobergrenze mit den Bereichskennzahlen 800, 810, 820 oder 821, die gemaR § 15 vom jeweiligen
Kommunikationsnetzbetreiber bei der RTR-GmbH angezeigt wurden.

(2) Antragsberechtigten ist eine ¢ffentliche Kurzrufnummer mit Stern zuzuteilen, wenn
1. diese ein entsprechendes Konzept zur Erreichung des Gesprachsvolumens geméaR § 48a vorlegen,
2. diesen innerhalb der letzten sechs Monate das Nutzungsrecht an der beantragten &¢ffentlichen
Kurzrufnummer mit Stern nicht wegen Nichteinhaltung des Verwendungszweckes geméal § 48a
widerrufen wurde und

3. diesen die beantragte 6ffentliche Kurzrufnummer mit Stern innerhalb der letzten zwei Jahre nicht
mehr als einmal zugeteilt wurde.

(3) Antragsberechtigten ist maximal eine offentliche Kurzrufnummer mit Stern zuzuteilen. In
begriindeten Féllen kénnen bis zu drei 6ffentliche Kurzrufnummern mit Stern zugeteilt werden. Jeweils
eine weitere offentliche Kurzrufnummer mit Stern darf nur dann an einen Antragsteller zugeteilt werden,
wenn dieser mit jeder der bisher zugeteilten 6ffentlichen Kurzrufnummern mit Stern das
Gespréchsvolumen geméaR § 48a nachweisen kann.

(4) Betreiberkennzahlen fur 6ffentliche Kurzrufnummern mit Stern sind immer drei- bis flnfstellig
zuzuteilen.

(5) Betreiberkennzahlen, die mit der Ziffer 1 beginnen, dirfen nicht zugeteilt werden.
Verhaltensvorschriften

8 48d. (1) Fur jede zugeteilte &ffentliche Kurzrufnummer mit Stern ist vom Zuteilungsinhaber
spatestens sieben Tage vor der Erreichbarmachung aus den 6ffentlichen Netzen eine korrespondierende
Rufnummer aus dem Bereich 800 der RTR-GmbH im jeweils von der RTR-GmbH vorgegebenen Format
elektronisch anzuzeigen. Anderungen dieser korrespondierenden Rufnummer sind der RTR-GmbH
ebenfalls sieben Tage vor Wirksamwerden anzuzeigen. Die Regelungen betreffend Anzeige der Nutzung
gemal § 15 bleiben davon unberiihrt. Die RTR-GmbH hat die zugeteilten 6ffentlichen Kurzrufnummern
mit Stern mit den zugehdrigen korrespondierenden Rufnummern auf ihrer Website zu verdffentlichen.

(2) Mittels der offentlichen Kurzrufnummer mit Stern und der jeweiligen korrespondierenden
Rufnummer aus dem Bereich fiir Dienste mit geregelter Entgeltobergrenze 800 muss derselbe Dienst
angeboten werden.
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(3) Fur jede zugeteilte oOffentliche Kurzrufnummer mit Stern ist vom Zuteilungsinhaber
nachzuweisen, dass das in §48a geforderte Gesprachsvolumen zu der zugeteilten 6ffentlichen
Kurzrufnummer mit Stern gemeinsam mit der korrespondierenden Rufnummer aus dem Bereich 800
erreicht wird. Auf WVerlangen ist der Zuteilungsinhaber verpflichtet, Statistiken Uber das
Gespréchsvolumen pro Monat (iber die letzten 24 Monate der RTR-GmbH vorzulegen.

(4) Eine vierstellige offentliche Kurzrufnummer mit Stern darf nicht mit einer langeren als
vierstelligen, eine flinfstellige &ffentliche Kurzrufnummer mit Stern darf nicht mit einer langeren als
fiinfstelligen Zeichenfolge beworben werden.

(5) Durch die Bewerbung und Nutzung einer 6ffentlichen Kurzrufnummer mit Stern dirfen keine
Rechte Dritter an dem durch die Rufnummer allenfalls reprasentierten Namen verletzt werden.

(6) Die Erbringung von Erotik-Diensten ist sowohl hinter einer 6ffentlichen Kurzrufnummer mit
Stern als auch hinter der zugehérigen korrespondierenden Rufnummer verboten.

Entgeltbestimmung

§ 48e. Fir Dienste im Bereich fiir 6ffentliche Kurzrufnummern mit Stern darf dem Teilnehmer kein
Entgelt verrechnet werden.

Geografische Rufnummern
Verwendungszweck

8 49. Geografische Rufnummern sind nationale Rufnummern und dienen der Adressierung ortsfester
Netzabschlusspunkte, die Ortsnetzen gemafR der Anlagen 1 und 2 zugeordnet sind, zur Erbringung von
oOffentlichen Telefondiensten in Festnetzen. Zusétzlich dazu angebotene Kommunikationsdienste sind
zuléssig.

Nummernstruktur

8 50. (1) Geografische  Rufnummern bestehen aus der Ortsnetzkennzahl und  einer
Teilnehmernummer. Folgeziffern hinter der Teilnehmernummer sind im Rahmen der Bestimmungen des
8§ 4 zuldssig.

(2) Eine Ortsnetzkennzahl besteht aus ein bis vier Ziffern. Die Ortsnetzkennzahlen und die
Zuordnung der Ortsnetzkennzahlen zu Ortsnetznamen sind in Anlage 1, die geografischen
Ortsnetzgrenzen in Anlage 2 zu dieser Verordnung festgelegt.

(3) Teilnehmernummern sind flinfstellig.

(4) Abweichend von Abs. 3 betragt die L&nge der Teilnehmernummern

1. in den Ortsnetzen 316 flr Graz, 463 fiir Klagenfurt, 512 fir Innsbruck, 662 fir Salzburg, 732 fur
Linz, 2236 fir Modling, 2252 fur Baden, 5572 fur Dornbirn und 7242 fir Wels sechs Stellen,

2. im Ortsnetz 1 fiir Wien sieben Stellen.

(5) Auf Antrag kann das Recht gewahrt werden, in begrindeten Fallen auch langere
Teilnehmernummern innerhalb eines Ortsnetzes an Teilnehmer zuzuweisen, wobei die Ortsnetzkennzahl
zusammen mit der Teilnehmernummer im Ortsnetz Wien elf Ziffern, in allen anderen Ortsnetzen zwolf
Ziffern nicht tberschreiten darf.

(6) Eine Verkirzung der Teilnehmernummer ist nur in den folgenden Fallen zuldssig:

1.um jeweils eine Ziffer fur Netzabschlusspunkte mit mindestens 14 leitungsvermittelten
Sprachkanalen,

2. um zwei Ziffern flir Netzabschlusspunkte mit mindestens 30 leitungsvermittelten Sprachkanalen.

(7) Bei Netzabschlusspunkten, die flr den o6ffentlichen Telefondienst verwendet werden und die
technisch nicht leitungsvermittelt realisiert sind, ist eine Verkirzung der Teilnehmernummer um jeweils
eine oder zwei Ziffern im Sinne von Abs. 6 zuldssig, wenn 14 oder 30 Telefongesprache mit den hinter
dem  Netzabschlusspunkt betriebenen  Telekommunikationsendeinrichtungen in  einer ISDN-
entsprechenden Qualitét jederzeit gleichzeitig mdglich sind. Die fir die jederzeit gleichzeitig moglichen
Telefongesprache  notwendige, daflir reservierte ausreichende Bandbreite ist durch den
nutzungsberechtigten Kommunikationsdienstebetreiber sicherzustellen und auf Nachfrage gegenuber der
RTR-GmbH nachzuweisen.

(8) Der Wegfall der Voraussetzung fur die Verkiirzung einer genutzten Teilnehmernummer ist der
RTR-GmbH vom nutzungsberechtigten Kommunikationsdienstebetreiber binnen vier Wochen
anzuzeigen.

(9) Teilnehmernummern beginnend mit den Ziffern 0 oder 1 sind nicht zuzuteilen.
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Nummernzuteilung

8 51. (1) Antragsberechtigt sind Kommunikationsdienstebetreiber, die entweder gleichzeitig auch
Kommunikationsnetzbetreiber sind und mit ihrem Kommunikationsnetz die technischen Erfordernisse der
Nutzung gemdl 8§49 erfullen, oder einen entsprechenden Kooperationsvertrag mit einem
Kommunikationsnetzbetreiber vorweisen, aus dem eine geplante Nutzung gemal? § 49 nachvollziehbar
hervorgeht.

(2) Fur Antragsberechtigte gilt 8 11 mit der MaRgabe, dass entsprechend dem nachgewiesenen
Bedarf dekadische Rufnummernbldcke von Teilnehmernummern zuzuteilen sind.

(3) Es sind ausschlielich dekadische Rufnummernblocke fiir ein bestimmtes Ortsnetz zuzuteilen,
bei denen die ersten drei Ziffern einer Teilnehmernummer den jeweils zugeteilten dekadischen
Rufnummernblock identifizieren.

(4) Die Zuteilung der dekadischen Rufnummernblécke hat in aufsteigender Reihenfolge zu erfolgen.

(5) Ausgenommen von Abs. 4 sind Félle, in denen das Nutzungsrecht eines geografischen
Rufnummernblocks gem&3 §10 Abs.1 erloschen ist. In diesem Fall ist eine Zuteilung des
Rufnummernblocks an den urspringlichen Zuteilungsinhaber zuléssig, auch wenn der beantragte Block
nicht der néachste freie Block in aufsteigender Reihenfolge ist, wenn der Antrag unmittelbar nach
Bekanntwerden des Erldschens des Nutzungsrechtes gestellt wird.

(6) Weiters von Abs. 4 ausgenommen sind Félle, in denen ein Rufnummernblock gemaR § 65 Abs. 5
TKG 2003 (ibertragen wird.

Bewilligung spezieller Nutzungen

852. (1) In begrindeten Ausnahmeféllen kann auf Antrag bei der RTR-GmbH die Nutzung
geografischer Rufnummern innerhalb des geografischen Gebietes eines benachbarten Ortsnetzes bewilligt
werden. Zu beriicksichtigen ist dabei insbesondere eine mdgliche Beeinflussung des Routings von
Notrufen.

(2) Entscheidungen gemdl Abs. 1 sowie Entscheidungen, die gemaR § 38 Abs. 5 der 6. Verordnung
der RTR-GmbH, mit der Bestimmungen fir Kommunikationsparameter, Entgelte und Mehrwertdienste
festgelegt werden (Kommunikationsparameter-, Entgelt und Mehrwertdiensteverordnung — KEM-V) vom
12.05.2004, kundgemacht durch Auflage bei der RTR-GmbH, idF BGBI. Il Nr. 77/2008, getroffen
wurden, sind auf der Website der RTR-GmbH zu veréffentlichen.

Verhaltensvorschriften

8 53. (1) Der Kommunikationsdienstebetreiber hat gemeinsam mit dem Betreiber des zugehdtrigen
Kommunikationsnetzes technisch sicherzustellen, dass eine zugeteilte geografische Rufnummer vom
Teilnehmer nur gemé&R § 49 verwendet werden kann.

(2) Vom Zuteilungsinhaber ist eine Telefonstérungsannahmestelle unter einer fir den Anrufer
entgeltfreien oder quellnetztarifierten Rufnummer ab dem Zeitpunkt der Aufnahme eines 6¢ffentlichen
Telefondienstes unter Nutzung der zugeteilten geografischen Rufnummern verpflichtend anzubieten.

Abrechnungsschema
8 54. Dienste im Bereich fiir geografische Rufnummern sind quellnetztarifiert.

Rufnummern flr private Netze mit geregelter Entgeltobergrenze
Verwendungszweck

8 55. (1) Rufnummern fir private Netze sind nationale Rufnummern und dienen der Adressierung
von Nutzern von Telefondiensten in privaten Netzen. Zusétzliche Nutzungen sind zul&ssig.

(2) Ein privates Netz ist ein Kommunikationsnetz, das tiber mehrere Standorte in Osterreich verteilt
ist und mit dem kein 6ffentlicher Kommunikationsdienst erbracht wird.

Nummernstruktur

8 56. (1) Eine Rufnummer fur ein privates Netz besteht aus einer fiinf- oder sechsstelligen
Bereichskennzahl, wobei bei einer funfstelligen Bereichskennzahl die private Teilnehmernummer
mindestens dreistellig und bei einer sechsstelligen Bereichskennzahl die private Teilnehmernummer
mindestens zweistellig sein muss. Die Bereichskennzahlen beginnen mit den Ziffernkombinationen 501
bis 509, 517, 57 und 59.

(2) Fur die Realisierung einer Vermittlungsfunktion in privaten Netzen kann die private
Teilnehmernummer abweichend von den Bestimmungen des Abs. 1 kiirzer sein oder ganz entfallen.
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(3) Die Verwaltung der privaten Teilnehmernummern obliegt im Rahmen der Bestimmungen des § 4
dem Zuteilungsinhaber.

Nummernzuteilung
§ 57. (1) Antragsberechtigt sind
a) juristische Personen,
b) ein VVerbund juristischer Personen,
c) offene Gesellschaften und Kommanditgesellschaften,
d) der Bundesminister oder die Bundesministerin fiir das jeweilige Ressort sowie
e) der Landeshauptmann oder die Landeshauptfrau fiir das jeweilige Bundesland,

f) das vertretungsbefugte Organ fiir die jeweilige einer juristischen Person offentlichen Rechts
nachgeordnete Behdrde, soweit eine bundes- oder landesweite Zustandigkeit vorliegt,

wenn die rechtliche Kontrolle Uber die Gesamtheit der Netzfunktionen des privaten Telefonnetzes
ausgelibt wird.
(2) Antragsberechtigten ist maximal eine Bereichskennzahl fiir private Netze zuzuteilen.
Verhaltensvorschriften

8 58. Die Erbringung betreiberspezifischer Dienste sowie die Erbringung von Nachrichtendiensten
unmittelbar unter der Bereichskennzahl eines privaten Netzes ohne die Verwendung einer
Teilnehmernummer gemaR § 56 ist verboten.

Abrechnungsschema
8 59. Dienste im Bereich fur private Netze sind quellnetztarifiert.
Entgeltbestimmung

8 59a. (1) Fir Sprachdienste im Bereich fur private Netze darf mit Teilnehmern ein Entgelt von
maximal EUR 0,40 pro Minute vereinbart werden.

(2) Bei Anrufen von mobilen Endeinrichtungen zu Rufnummern flr private Netze hat jener
Kommunikationsdienstebetreiber, der dem Teilnehmer den Anruf in Rechnung stellt, sicherzustellen, dass
dem Rufenden unmittelbar vor Herstellen der Verbindung in geeigneter Weise mitgeteilt wird, dass dieser
Anruf hoher als Anrufe zu geografischen Rufnummern tarifiert wird.

(3) Dem Teilnehmer darf fur die Information gemal Abs. 2 kein Entgelt in Rechnung gestellt
werden und er muss die Moglichkeit erhalten, diese Information kostenfrei dauerhaft abzuschalten.

(4) Bei Anrufen zu Rufnummern fir private Netze hat die Entgeltinformation gemall Abs. 2 zu
entfallen, sofern diese Anrufe fir den Teilnehmer zu jeder Zeit gleich hoch oder kostenglnstiger
verrechnet werden, als Anrufe zum tberwiegenden Anteil der geografischen Rufnummern kosten.

(5) Fur Nachrichtendienste im Bereich fir private Netze entspricht das maximal zuldssige Entgelt
dem jeweils niedrigsten Entgelt fir eine Nachricht in ein anderes Kommunikationsnetz geméal jenen
Entgeltbestimmungen, die fur den Teilnehmer zur Anwendung kommen.

(6) 8 59a Abs. 2 bis 4 gilt nur fur Vertrage, die ab dem 1. Méarz 2011 abgeschlossen oder in
Verbindung mit einer Anderung des Tarifmodells verlangert werden.

Mobile Rufnummern
Verwendungszweck

8 60. Mobile Rufnummern sind nationale Rufnummern und dienen der Adressierung von
1. Telekommunikationsendeinrichtungen flir mobile Dienste,

2. Speichersystemen, die den Telekommunikationsendeinrichtungen gemdR Z 1 eindeutig
zugeordnet sind,

3. betreiberbezogenen Diensten in mobilen Netzen,

4. Telekommunikationsendeinrichtungen, die ausschlieflich einer Vermittlungsfunktion im Fall von
in mobilen Netzen realisierten privaten Netzfunktionen dienen und gegebenenfalls nicht Uber
eine Funkschnittstelle mit dem Kommunikationsnetz verbunden sind, oder

5. Nachrichtendiensten, auch wenn die entsprechenden Infrastruktureinrichtungen gegebenenfalls
nicht tber eine Funkschnittstelle mit dem Kommunikationsnetz verbunden sind.
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Nummernstruktur

8 61. (1) Mobile Rufnummern bestehen aus einer dreistelligen Bereichskennzahl und einer sieben-
bis neunstelligen Teilnehmernummer. Folgeziffern hinter der Teilnehmernummer sind im Rahmen der
Bestimmung des § 4 zuldssig. Dekadische Rufnummernblécke von Teilnehmernummern sind in den
Bereichen 650 bis 653, 655, 657, 659 bis 661 und 663 bis 699 zuzuteilen.

(2) Ausgenommen der Bestimmung des Abs. 1 missen Teilnehmernummern im Falle von § 60 Z 4
mindestens funfstellig sein.

(3) Der Zuteilungsinhaber darf als Betreiber eines mobilen Kommunikationsdienstes maximal drei
dekadische Rufnummernblocke, die jeweils durch die ersten beiden Stellen der Teilnehmernummern
festgelegt werden, zur ausschlieBlichen Realisierung von betreiberbezogenen Diensten nutzen. Mit
Ausnahme von Abs. 1 mussen Teilnehmernummern in diesen Rufnummernbldcken mindestens vierstellig
sein.

Nummernzuteilung

8 62. (1) Antragsberechtigt sind Kommunikationsdienstebetreiber, die entweder gleichzeitig auch
Kommunikationsnetzbetreiber sind und mit ihrem Kommunikationsnetz die technischen Erfordernisse der
Nutzung gemdl 8§60 erfiullen, oder einen entsprechenden Kooperationsvertrag mit einem
Kommunikationsnetzbetreiber vorweisen, aus dem eine geplante Nutzung gemaR 8 60 nachvollziehbar
hervorgeht.

(2) Fur Antragsberechtigte gilt 8 11 mit der Mallgabe, dass ohne Bedarfsnachweis maximal zehn
dekadische Bldcke von Teilnehmernummern hinter der selben Bereichskennzahl zur selbststdndigen
effizienten Verwaltung gemélR 8 65 Abs. 1 TKG 2003 zuzuteilen sind, wobei ein dekadischer Block
jeweils durch die ersten beiden Stellen der Teilnehmernummern festgelegt wird.

(3) Rufnummernblécke von Teilnehmernummern hinter einer bestimmten Bereichskennzahl sind
ausschlieBlich an denselben Antragsteller oder seinen Rechtsnachfolger zuzuteilen. Ausgenommen sind
jene Félle, in denen derjenige Zuteilungsinhaber, dem hinter der betreffenden Bereichskennzahl erstmals
Teilnehmernummern zugeteilt wurden, einer Zuteilung an Dritte zustimmt.

(4) Antragstellern sind Rufnummernblécke von Teilnehmernummern grundsatzlich nur hinter einer
Bereichskennzahl zuzuteilen. Rufnummernblécke von Teilnehmernummern hinter einer weiteren
Bereichskennzahl sind an einen Antragsteller nur zuzuteilen, wenn

1. hinter einer allenfalls vom Antragsteller bereits genutzten Bereichskennzahl keine weiteren
Teilnehmernummern zur Zuteilung zur Verfigung stehen, oder

2. dies auf Grund der Art eines beabsichtigten Dienstes erforderlich ist.
Verhaltensvorschriften

8 63. (1) Teilnehmernummern hinter derselben Bereichskennzahl dirfen nur fir gleichartige mobile
Kommunikationsdienste verwendet werden.

(2) Vom Zuteilungsinhaber ist eine Telefonstérungsannahmestelle unter einer fir den Anrufer
entgeltfreien oder quellnetztarifierten Rufnummer ab dem Zeitpunkt der Aufnahme eines 6ffentlichen
Telefondienstes unter Nutzung der zugeteilten mobilen Rufnummern verpflichtend anzubieten.

(3) Die ausgewahlten Bereiche gemaR § 61 Abs. 3 sind der RTR-GmbH umgehend nach Beginn der
Nutzung anzuzeigen und allfallige spétere Anderungen ebenfalls bekannt zu geben.

(4) Der Zuteilungsinhaber hat dafiir zu sorgen, dass die Adressierung von Einrichtungen gemaf § 60
mittels mobiler Rufnummern im Rahmen der nationalen Zusammenschaltung ausschliefflich gemeinsam
mit den in 8§ 93 Abs. 2 festgelegten Routingnummern erfolgt.

(5) Abweichend von Abs. 4 kann die Adressierung von Einrichtungen gemaR § 60 im Rahmen der
nationalen Zusammenschaltung auch dann erfolgen,

1. wenn diese ausschlielich mittels einer mobilen Rufnummer gemdR 8 61 Abs. 1 erfolgt;
2. oder auf Antrag,
sofern in beiden Fallen jeweils folgende Kriterien erfillt sind:
a. ein chancengleicher und funktionsfahiger Wettbewerb wird sichergestellt;
b. dies hat keine Wettbewerbsverzerrungen oder Wettbewerbsbeschrankungen zur Folge;
c. die effiziente Nutzung und Verwaltung von Nummerierungsressourcen wird sichergestellt;

d. es ist sichergestellt, dass sich Betreiber von Diensten hinsichtlich der Nummernfolgen fiir den
Zugang zu ihren Diensten nichtdiskriminierend verhalten;

Entwurf Novelle KEM-V 2009, Stand 25.03.2014 Seite 23 von 38



e. es st sichergestellt, dass Betreiber von Kommunikationsnetzen und —diensten unter
vergleichbaren Umsténden keine diskriminierende Behandlung erfahren;

f. die Nummernubertragung gemaR § 23 TKG 2003 wird nicht eingeschrankt oder verhindert.

EB zu § 63 Abs. 4 und 5: Diese Bestimmung legt fest, dass ab 1. Juli 2014 (siehe Inkrafttreten
§ 128 Abs. 11) alle mobilen Rufnummern nur mehr ohne Routingnummern oder zusammen mit
den Routingnummern in den Bereichen 96 und 97 an der Zusammenschaltungsschnittstelle
entgegengenommen werden. Sollte ab 1. Juli ein anderes Konzept zur Anwendung kommen,
zB mittels Verwendung der bisherigen Routingnummern 86 und 87, das nicht auf den in § 93
Abs. 2 festgelegten Routingnummern basiert, ist ein entsprechender Antrag zu stellen. Dies gilt
auch fur bilaterale Vereinbarungen betreffend ein von 893 Abs.2 abweichendes
Routingkonzept bei direkter Zusammenschaltung. Siehe dazu auch die Ubergangsbestimmung
§ 126 Abs. 9.

Hinweis: Bei portierten Rufnummern ist der aufnehmende Betreiber als Zuteilungsinhaber
anzusehen.

Abrechnungsschema
8 64. Dienste im Bereich fir mobile Rufnummern sind quellnetztarifiert.

Rufnummern fir Dial-Up-Zugange — 718 und 804
Verwendungszweck

8§ 65. Rufnummern in den Bereichen 718 und 804 sind nationale Rufnummern und dienen der
Adressierung von Dial-Up-Zugéangen.

Nummernstruktur

8 66. Rufnummern in den Bereichen 718 und 804 fur Dial-Up-Zugénge bestehen aus der
dreistelligen Bereichskennzahl 718 oder 804 und einer sechsstelligen Teilnehmernummer. Folgeziffern
hinter der Teilnehmernummer sind im Rahmen der Bestimmungen des § 4 zul&ssig.

Nummernzuteilung

8 67. (1) Antragsberechtigt sind Kommunikationsdienstebetreiber, die entweder gleichzeitig auch
Kommunikationsnetzbetreiber sind und mit ihrem Kommunikationsnetz die technischen Erfordernisse der
Nutzung gem&R 8§65 erfullen, oder einen entsprechenden Kooperationsvertrag mit einem
Kommunikationsnetzbetreiber vorweisen, aus dem eine geplante Nutzung gemaR 8§ 65 nachvollziehbar
hervorgeht und die Dial-Up-Zugénge potenziell anbieten wollen, sowie Dienstleister, die einen
Datendienst gemal § 15 TKG 2003 bei der RTR-GmbH angezeigt haben.

(2) Fir Kommunikationsdienstebetreiber gemall Abs. 1 gilt § 11 mit der Maligabe, dass ohne
Bedarfsnachweis jeweils in Rufnummernblécken 100 Rufnummern beginnend mit 91 hinter der
Bereichskennzahl 718 oder beginnend mit 00 hinter der Bereichskennzahl 804 zur selbststdndigen
effizienten Verwaltung geméaR § 65 Abs. 1 TKG 2003 zuzuteilen sind.

(3) Fir Dienstleister bleibt § 12 unber(hrt.
Abrechnungsschema

8§ 68. Dienste im Bereich 718 sind quellnetztarifiert, Dienste im Bereich 804 sind zielnetztarifiert.
Entgeltbestimmung

8 69. Fur Dienste im Bereich 804 darf dem nutzenden Teilnehmer kein Entgelt verrechnet werden.

Standortunabhangige Rufnummern — 720
Verwendungszweck

8§ 70. Standortunabhangige Rufnummern sind nationale Rufnummern und dienen der Adressierung
von Teilnehmern in Zusammenhang mit &ffentlichen Telefondiensten, die es dem Teilnehmer
ermaglichen, seine Rufnummer ortsunabhéngig im Festnetz oder im Internet beizubehalten. Zusétzlich ist
die Nutzung in Zusammenhang mit anderen Kommunikationsdiensten zul&ssig.
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Nummernstruktur

8 71. Rufnummern im Bereich 720 bestehen aus der dreistelligen Bereichskennzahl 720 und einer
sechsstelligen Teilnehmernummer. Folgeziffern hinter der Teilnehmernummer sind im Rahmen der
Bestimmungen des § 4 zul&ssig.

Nummernzuteilung

8§ 72. (1) Antragsberechtigt sind Kommunikationsdienstebetreiber, die entweder gleichzeitig auch
Kommunikationsnetzbetreiber sind und mit ihrem Kommunikationsnetz die technischen Erfordernisse der
Nutzung gemdl 8§70 erfiullen, oder einen entsprechenden Kooperationsvertrag mit einem
Kommunikationsnetzbetreiber vorweisen, aus dem eine geplante Nutzung geméaR § 70 nachvollziehbar
hervorgeht.

(2) Fur Antragsberechtigte gilt 8 11 mit der Mal3gabe, dass ohne Bedarfsnachweis maximal 5.000
Teilnehmernummern in Rufnummernblécken zur selbststandigen effizienten Verwaltung gemai § 65
Abs. 1 TKG 2003 zuzuteilen sind.

Verhaltensvorschriften

8 73. (1) Rufnummern im Bereich 720 durfen nur fir Kommunikationsdienste verwendet werden,
deren jeweiliger Nutzungsschwerpunkt im Bundesgebiet liegt.

(2) Vom Zuteilungsinhaber ist eine Telefonstdrungsannahmestelle unter einer fir den Anrufer
entgeltfreien oder quellnetztarifierten Rufnummer ab dem Zeitpunkt der Aufnahme eines 6ffentlichen
Telefondienstes unter Nutzung der zugeteilten Rufnummern im Bereich 720 verpflichtend anzubieten.

Abrechnungsschema
8§ 74. Dienste im Bereich 720 sind quellnetztarifiert.

Rufnummern flr konvergente Dienste — 780
Verwendungszweck

8 75. Rufnummern im Bereich 780 sind nationale Rufnummern und dienen insbesondere
Kommunikationsdiensten, die zur Adressierung neben der Rufnummer selbst auch jene Informationen
verwenden, die in der zur genutzten Rufnummer jeweils korrespondierenden ENUM-Domain enthalten
sind und die Interoperabilitit zwischen Teilnehmern im leitungsvermittelten Telefonnetz und
Teilnehmern in 6ffentlichen IP-Netzen, die Rufnummern im Bereich 780 nutzen, gewéhrleisten.

Nummernstruktur

8 76. Rufnummern im Bereich 780 bestehen aus der dreistelligen Bereichskennzahl 780 und einer
sechsstelligen Teilnehmernummer. Folgeziffern hinter der Teilnehmernummer sind im Rahmen der
Bestimmungen des § 4 zulassig.

Nummernzuteilung

8 77. (1) Antragsberechtigt sind Kommunikationsdienstebetreiber, die entweder gleichzeitig auch
Kommunikationsnetzbetreiber sind und mit ihrem Kommunikationsnetz die technischen Erfordernisse der
Nutzung geméaR § 75 und § 78 Abs. 2 erfiillen, oder einen entsprechenden Kooperationsvertrag mit einem
Kommunikationsnetzbetreiber vorweisen, aus dem eine geplante Nutzung gemals § 75 und § 78 Abs. 2
nachvollziehbar hervorgeht.

(2) Weiters ist der Nachweis der erfolgten Delegation der zur beantragten Rufnummer
korrespondierenden ENUM-Domain zu erbringen und eine Kurzbeschreibung der in Zusammenhang mit
der zur Rufnummer korrespondierenden ENUM-Domain geplanten Dienste, die keine
Kommunikationsdienste sind, vorzulegen.

(3) Fir Kommunikationsdienstebetreiber gemal Abs. 1 gilt § 11 mit der Maligabe, dass ohne
Bedarfsnachweis maximal 5.000 Rufnummern zur selbststandigen effizienten Verwaltung gemal § 65
Abs. 1 TKG 2003 zuzuteilen sind.

Verhaltensvorschriften

8§ 78. (1) Rufnummern im Bereich 780 dirfen nur fir Dienste verwendet werden, deren jeweiliger
Nutzungsschwerpunkt im Bundesgebiet liegt.

(2) Der Zuteilungsinhaber hat zumindest einen Kommunikationsdienst anzubieten, der die
Interoperabilitdt mittels Rufnummern im Bereich 780 zwischen Teilnehmern im leitungsvermittelten
Telefonnetz und seinen Teilnehmern in 6ffentlichen IP-Netzen gewahrleistet.
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(3) Werden vom Zuteilungsinhaber Uber die bei der Beantragung bereits angezeigten Dienste
hinausgehende Dienste angeboten, die keine Kommunikationsdienste sind, sind diese der RTR-GmbH
anzuzeigen.

(4) Der Zuteilungsinhaber hat bei Rufen zu den ihm zugeteilten Rufnummern kein Recht auf die
Zustellung an sein zugehoriges Kommunikationsnetz, sofern der Verkehr in Drittnetzen entsteht und von
diesen dem gerufenen Teilnehmer auf einem anderen Weg zugestellt wird.

(5) Kommunikationsdienstebetreiber dirfen Rufnummern im Bereich 780 ohne explizite Zuteilung
durch die RTR-GmbH ab einer erfolgten Delegation im Sinne des § 75 langstens flr acht Tage nutzen.
Nach erfolgter Beantragung der Rufnummer bei der RTR-GmbH innerhalb dieser Frist ist eine Nutzung
in weiterer Folge bis zur Erledigung dieses Antrages zuldssig. Erfolgt keine Zuteilung der beantragten
Rufnummer, ist die Delegation durch den Antragsteller zu beenden.

(6) Vom Zuteilungsinhaber ist eine Telefonstérungsannahmestelle unter einer fur den Anrufer
entgeltfreien oder quellnetztarifierten Rufnummer ab dem Zeitpunkt der allfalligen Aufnahme eines
offentlichen Telefondienstes unter Nutzung der zugeteilten Rufnummern im Bereich 780 verpflichtend
anzubieten.

Abrechnungsschema
8§ 79. Dienste im Bereich 780 sind quellnetztarifiert.

Rufnummern flir Dienste mit geregelter Entgeltobergrenze
Verwendungszweck

8§ 80. Rufnummern fiir Dienste mit geregelter Entgeltobergrenze mit den Bereichskennzahlen 800,
804, 810, 820, 821 und 828 sind nationale Rufnummern und dienen der Adressierung von Diensten, deren
Entgeltobergrenze in dieser Verordnung festgelegt wird.

Nummernstruktur

8§ 81. Rufnummern im Bereich fur Dienste mit geregelter Entgeltobergrenze bestehen aus einer
dreistelligen Bereichskennzahl gem&R § 80 und einer funf- oder sechsstelligen Teilnehmernummer.
Folgeziffern hinter der Teilnehmernummer sind im Rahmen der Bestimmungen des § 4 zul&ssig.

Nummernzuteilung

8§ 82. (1) Antragsberechtigt fiir Rufnummern gemé&R 8§ 80 sind Kommunikationsdienstebetreiber, die
entweder gleichzeitig auch Kommunikationsnetzbetreiber sind und mit ihrem Kommunikationsnetz die
technischen Erfordernisse der Nutzung gem&R 880 erfillen, oder einen entsprechenden
Kooperationsvertrag mit einem Kommunikationsnetzbetreiber vorweisen, aus dem eine geplante Nutzung
geméR § 80 nachvollziehbar hervorgeht, sowie Dienstleister.

(2) Fir Kommunikationsdienstebetreiber gemall Abs. 1 gilt § 11 mit der Maligabe, dass ohne
Bedarfsnachweis in den Bereichen 800, 810, 820 und 821 maximal 5.000 Rufnummern pro
Bereichskennzahl in Rufnummernblécken mit sechsstelligen Teilnehmernummern zur selbststandigen
effizienten Verwaltung geméR § 65 Abs. 1 TKG 2003 zuzuteilen sind.

(3) Fir Kommunikationsdienstebetreiber gemal Abs. 1 gilt § 11 mit der Maligabe, dass ohne
Bedarfsnachweis im Bereich 828 in Rufnummernbldécken maximal 200 Rufnummern mit flinfstelligen
Teilnehmernummern beginnend mit der Ziffer 2 zur selbststdndigen effizienten Verwaltung geméaR 8 65
Abs. 1 TKG 2003 zuzuteilen sind.

(4) Fur Dienstleister bleibt 8 12 unberiihrt, § 11 gilt mit der MaRgabe, dass ohne Bedarfsnachweis
maximal 100 Rufnummern pro Bereichskennzahl in Rufnummernblécken zuzuteilen sind. Die Lange der
Teilnehmernummer bestimmt sich nach den Abs. 2 und 3.

Verhaltensvorschriften

8 83. (1) In den Bereichen 810 und 820 ist die Erbringung von eventtarifierten Sprachdiensten
verboten.

(2) Im Bereich 821 ist ausschliellich die Erbringung von eventtarifierten Diensten zulassig.

(3) Die Realisierung von Dial-Up-Zugéngen mittels eines Dialer-Programmes ist im Bereich 821
verboten.

(4) Im Bereich 828 ist grundsatzlich die Erbringung von Nachrichtendiensten zuléssig. Die
Erbringung eines Sprachdienstes ist dann zul&ssig, wenn dieser dem Rufenden ausschlieBlich
unterstitzende Informationen zu dem unter derselben Nummer angebotenen Nachrichtendienst zur
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Verfiigung stellt. Dieser Sprachdienst darf nur aus den Netzen erreichbar sein, aus denen auch der
Nachrichtendienst genutzt werden kann.

(5) In den Bereichen 800, 810, 820 und 821 ist die Erbringung von Diensten verboten, die aufgrund
8 3 Z 16 lit. g bis j nicht unter die Definition des Mehrwertdienstes fallen. Die RTR-GmbH kann auf
Antrag in Einzelfallen, die im tUberwiegenden offentlichen Interesse liegen, von der Anwendung dieser
Bestimmung absehen.

Abrechnungsschema

8§ 84. Dienste in den Bereichen 800, 810, 820 und 821 sind zielnetztarifiert, Dienste im Bereich 828
sind quellnetztarifiert.

Entgeltbestimmung
8§ 85. (1) Fur Dienste im Bereich 800 darf dem Teilnehmer kein Entgelt verrechnet werden.

(2) Fir Dienste im Bereich 810 darf dem Teilnehmer ein Entgelt von maximal EUR 0,10 pro Minute
oder pro Event verrechnet werden.

(3) Fir Dienste im Bereich 820 darf dem Teilnehmer ein Entgelt von maximal EUR 0,20 pro Minute
oder pro Event verrechnet werden.

(4) Fur Dienste im Bereich 821 darf dem Teilnehmer ein Entgelt von maximal EUR 0,20 pro Event
verrechnet werden.

(5) Fir Nachrichtendienste im Bereich 828 entspricht das maximal zuldssige Entgelt dem jeweils
niedrigsten Entgelt fir eine Nachricht in ein anderes Kommunikationsnetz gemaf jenen
Entgeltbestimmungen, die fur den Rufenden zur Anwendung kommen.

Rufnummern fir frei kalkulierbare Mehrwertdienste
Verwendungszweck

8§ 86. Rufnummern in den Bereichen 900, 901, 930, 931 oder 939 sind nationale Rufnummern und
dienen grundsétzlich der Adressierung von Mehrwertdiensten.

Nummernstruktur

8 87. Rufnummern im Bereich fur frei kalkulierbare Mehrwertdienste bestehen aus einer
dreistelligen Bereichskennzahl geméR § 86 und einer sechsstelligen Teilnehmernummer. Folgeziffern
hinter der Teilnehmernummer sind im Rahmen der Bestimmungen des § 4 zul&ssig.

Nummernzuteilung

§ 88. (1) Antragsberechtigt fir Rufnummern geméaR § 86 sind Kommunikationsdienstebetreiber, die
entweder gleichzeitig auch Kommunikationsnetzbetreiber sind und mit ihrem Kommunikationsnetz die
technischen Erfordernisse der Nutzung gem&R 886 erfillen, oder einen entsprechenden
Kooperationsvertrag mit einem Kommunikationsnetzbetreiber vorweisen, aus dem eine geplante Nutzung
geméR § 86 nachvollziehbar hervorgeht, sowie Dienstleister.

(2) Fir Kommunikationsdienstebetreiber gemall Abs. 1 gilt § 11 mit der Maligabe, dass ohne
Bedarfsnachweis in den Bereichen 900, 930 und 939 maximal 5.000 Rufnummern pro Bereichskennzahl
in Rufnummernbldcken zur selbststandigen effizienten Verwaltung gemdal § 65 Abs.1 TKG 2003
zuzuteilen sind.

(3) Fur Dienstleister bleibt in den Bereichen 900, 930 und 939 8§ 12 unberihrt, § 11 gilt mit der
MalRgabe, dass ohne Bedarfsnachweis maximal 100 Rufnummern pro Bereichskennzahl in
Rufnummernbl6cken zuzuteilen sind.

(4) Fur Kommunikationsdienstebetreiber gemaBR Abs. 1 gilt § 11 mit der Malgabe, dass ohne
Bedarfsnachweis in den Bereichen 901 und 931 maximal 300 Rufnummern pro Bereichskennzahl und
Entgeltstufe in Rufnummernbldcken zur selbststandigen effizienten Verwaltung gemaR § 65 Abs. 1
TKG 2003 zuzuteilen sind.

(5) Fir Dienstleister bleibt in den Bereichen 901 und 931 § 12 unberiihrt, § 11 gilt mit der MaRgabe,
dass ohne Bedarfsnachweis maximal 10 Rufnummern pro Bereichskennzahl und Entgeltstufe in
Rufnummernblécken zuzuteilen sind.

(6) In den Bereichen 901 und 931 sind nur Teilnehmernummern mit den ersten beiden Ziffern gleich
01, 02, 03, 04, 05, 06, 07, 08, 09, 10, 20, 30, 40, 50, 60, 70, 80, 90 zuzuteilen.

(7) Rufnummern gemé&R § 86, die Gegenstand eines anhdngigen Widerrufsverfahrens nach § 68
TKG 2003 oder eines anhangigen Aufsichtsverfahrens gemal § 91 TKG 2003 sind, durfen nicht zugeteilt
werden.
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Verhaltensvorschriften
§ 89. (1) In den Bereichen 900 und 901 ist die Erbringung von Erotik-Diensten verboten.

(2) In den Bereichen 900, 901, 930 und 931 ist die Realisierung von Dial-Up-Zugéngen mittels eines
Dialer-Programmes verboten.

(3) Im Bereich 939 ist die Erbringung anderer Dienste als Dial-Up-Zugédnge mittels eines Dialer-
Programmes verboten.

(4) In den Bereichen 901 und 931 ist ausschliel3lich die Erbringung eventtarifierter Dienste zuléssig.
(5) In den Bereichen 900 und 930 ist die Erbringung von eventtarifierten Sprachdiensten verboten.

(6) In den Bereichen 900, 901, 930, 931 und 939 ist die Erbringung von Diensten verboten, die
aufgrund § 3 Z 16 lit. g bis j nicht unter die Definition des Mehrwertdienstes fallen.

Abrechnungsschema
§ 90. Dienste im Rufnummernbereich gemaR § 86 sind zielnetztarifiert.
Entgeltbestimmung

8 91. (1) Fur Dienste im Bereich fir frei kalkulierbare Mehrwertdienste darf dem Teilnehmer ein
Entgelt von maximal EUR 3,64 pro Minute oder EUR 10,00 pro Event verrechnet werden.

(2) Ausgenommen von Abs. 1 darf fir Faxabrufdienste, fiir die keine gesicherte Entgeltinformation
geméR § 121 Abs. 1 erfolgt, ein maximales Entgelt von EUR 1,50 pro Minute verrechnet werden. Eine
Eventtarifierung solcher Faxabrufdienste tiber 8§ 121 Abs. 5 hinausgehend ist verboten.

(3) Das fir Dienste in den Bereichen 901 und 931 zur Anwendung kommende Entgelt ist jeweils
durch die beiden ersten Ziffern der Teilnehmernummer so festgesetzt, dass die ersten beiden Ziffern
zwischen 01 und 90 das Entgelt in Einheiten von EUR 0,10 angeben.

(4) Ein niedrigeres Entgelt als jenes gemaR Abs. 3 in den Bereichen 901 und 931 ist im Bereich von
Teilnehmernummern beginnend ab 08 zuldssig, sofern sichergestellt ist, dass dieses einheitlich
fiir alle Nutzer, die den Dienst in Anspruch nehmen kénnen, zur Anwendung kommt.

(5) Das Entgelt fur die Inanspruchnahme von zeittarifierten Diensten in den Bereichen 900, 930 und
939 darf auf Basis des Minutenentgeltes geméaR § 121 ausschlieRlich auf eine der nachfolgenden Arten
oder in einer fir den Teilnehmer fur jede Verbindung, unabhangig von der Verbindungsdauer, im
Vergleich zu einer dieser beiden Varianten kostengunstigeren Art verrechnet werden:

1. maximal sechzig Sekunden im Vorhinein und danach sekundengenau;
2. jeweils maximal dreiRig Sekunden im Vorhinein.

Routingnummern
Verwendungszweck

8 92. Nationale Routingnummern liegen in den Bereichen 85, 86, 87, 9496 und 9597.
Diensteroutingnummern sind nationale Rufnummern und liegen im Bereich 89.

EB zu § 92: Da keine Routingnummern in den Bereichen 94 und 95 zugeteilt wurden, kénnen
diese durch die neuen Routingnummern 96 und 97 mit geé&nderten Verhaltensvorschriften
ersetzt werden.

Nummernstruktur

8 93. (1) Nationale Routingnummern in den Bereichen 86 und 87 bestehen aus der zweistelligen
Bereichskennzahl 86 oder 87 und einer zweistelligen Betreiberkennzahl, gefolgt von einer in

(2) Nationale Routingnummern in_den Bereichen 96 und 97 bestehen aus der zweistelligen
Bereichskennzahl 96 oder 97 und einer zweistelligen Betreiberkennzahl, gefolgt von

1. einer zweistelligen Quell-Betreiberkennzahl im Sinne des 8§ 95 Abs. 11 und
2. einer zugeteilten nationalen Rufnummer einschliellich allfalliger Folgeziffern.

EB zu § 93 Abs. 2: Da keine Routingnummer im Bereich 94 oder 95 zugeteilt wurde, kann der
Abs. 2 ohne Konsequenzen abgeandert werden.
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(2a) Fur nicht anrufbezogenen Verkehr darf die Nummernstruktur gemaR Abs. 2 dahingehend
abweichen, dass eine Quell-Betreiberkennzahl im Sinne der Z 1 nicht enthalten sein muss.

EB zu § 93 Abs. 2a: Unter nicht anrufbezogenem Verkehr (non-call related traffic) ist u.a.
Signalisierungsverkehr im Zusammenhang mir der Adressierung von SMS zu verstehen.

(3) Diensteroutingnummern im Bereich 89 bestehen aus der zweistelligen Bereichskennzahl 89 und
einer ein- bis dreistelligen Betreiberkennzahl, gefolgt von einer vom Zuteilungsinhaber festzulegenden
Ziffernfolge.

(4) Die Rufnummernlédnge fur Diensteroutingnummern gemafl Abs. 3 richtet sich nach den
Bestimmungen des § 4.

(5) Nationale Routingnummern im Bereich 85 bestehen aus der zweistelligen Bereichskennzahl 85
und einer zweistelligen Betreiberkennzahl, gefolgt von

1. einer zweistelligen Quell-Betreiberkennzahl im Sinne des § 95 Abs. 8,
2. einer einstelligen Dienstekennzahl im Sinne des § 95 Abs. 9 und
3. einer zugeteilten nationalen Rufnummer inklusive allfalliger Folgeziffern.

Nummernzuteilung

8§ 94. (1) Kommunikationsnetzbetreibern, die planen, Rufnummern - ausgenommen mobile
Rufnummern — in das eigene Kommunikationsnetz zu importieren, ist fur diese Verwendung maximal
eine Betreiberkennzahl im Bereich 86 flr nationale Routingnummern zuzuteilen.

(2) Kommunikationsnetzbetreibern, auf welche die Nummernibertragungsverordnung 2012 (NUV
2012), BGBI. Il Nr. 48/2012, Anwendung findet, sind fir diese Verwendung entwedermaximal zwei
Betreiberkennzahlen im Bereich 86 edermaximal-eine-Betreiberkennzahl-im-Bereich-94-flr nationale
Routingnummern zuzuteilen.

(3) Kommunikationsnetzbetreibern, die planen, in Zusammenhang mit der mobilen
Rufnummernportierung Dienste Dritten anzubieten, welche die direkte Terminierung von Verkehr zu
portierten mobilen Rufnummern einschlielen, sind flr diese Verwendung entweder—maximal zwei
Betreiberkennzahlen im Bereich 87 edermaximal-eine-Betreiberkennzahl-im-Bereich-95-fir nationale
Routingnummern zuzuteilen

EB zu § 49 Abs. 2 und 3: Siehe auch EB zu § 92 und betreffend Ubergangsfrist fir bereits
zugeteilte Routingnummern siehe § 127 Abs. 10.

Beide Abséatze treten mit 1. Janner 2016 aul3er Kraft, sieche § 129 Abs. 5, da eine Zuteilung von
Routingnummern aus diesen Bereichen nicht mehr fir das Routing mobiler Rufnummern
verwendet werden darf. Als Ersatz kdnnen die Bereiche 96 und 97 genutzt werden.

(3a) Kommunikationsnetzbetreibern sind zum Zweck der nationalen Zusammenschaltung
Betreiberkennzahlen im Bereich 96 und 97 fiir nationale Routingnummern zuzuteilen.

(3b) Kommunikationsnetzbetreibern, die _in  ihren Netzen feste Telekommunikations-
endeinrichtungen anschalten oder Dienste realisieren, ist fir diese Verwendung auf Antrag maximal eine
Betreiberkennzahl in den Bereichen 96 und 97 zuzuteilen. Kommunikationsnetzbetreibern, die in ihren
Netzen mobile Telekommunikationsendeinrichtungen anschalten, ist fiir diese Verwendung auf Antrag
maximal eine Betreiberkennzahl in den Bereichen 96 und 97 zuzuteilen.

(3c) Die RTR-GmbH darf idente Betreiberkennzahlen hinter 96 und 97 nur an den selben
Antragsteller zuteilen.

EB zu § 94 Abs. 3a bis 3c: Es wird eine Betreiberkennzahl fir feste Anschliisse und/oder
Dienste zugeteilt und eine fir mobile Anschliisse. Einem Kommunikationsnetzbetreiber kdnnen
nicht mehr als zwei Bereichskennzahlen zugeteilt werden.

(4) Kommunikationsnetzbetreibern ist im Bereich 89 fur Diensteroutingnummern maximal eine
zweistellige Betreiberkennzahl, beginnend mit den Ziffern 2, 3, 4, 5, 6 und 8, oder maximal eine
dreistellige Betreiberkennzahl, beginnend mit der Ziffer 7, zuzuteilen.

(5) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 224/2012)
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EB zu § 94 Abs. 6 und 7: Siehe EB zu § 92. Diese Bestimmungen treten mit 12. Mai 2014 aul3er
Kraft, siehe § 129 Abs. 4.

(8) Kommunikationsnetzbetreibern ist im Bereich 85 maximal eine Betreiberkennzahl zuzuteilen.

(9) Die Nutzung von mehr als den in den Abs. 1 bis 4 sowie in Abs. 8 als zuldssig erklarten
Routingnummern ist auch im Fall einer Gesamtrechtsnachfolge unzuldssig. Auf begriindeten Antrag kann
die RTR-GmbH jedoch das Recht gewéhren, dass das Nutzungsrecht fiir diese Routingnummern
beibehalten werden kann, wenn es durch den Widerruf der Zuteilung der Betreiberkennzahl geméaR § 68
TKG 2003 zu unverhaltnisméaBigen wirtschaftlichen Belastungen kommt.

Verhaltensvorschriften
8§ 95. (1) Nationale Routingnummern in den Bereichen 86_und; 87; 94-und-95-dlirfen ausschlieflich

EB zu § 95 Abs. 2: Siehe EB zu § 92

(3) Nationale Routingnummern im Bereich 86 gefolgt von der Betreiberkennzahl 00 dienen der
netzinternen Verwendung und kénnen von jedem Kommunikationsnetzbetreiber ohne explizite Zuteilung
durch die RTR-GmbH innerhalb des eigenen Kommunikationsnetzes frei verwendet werden.

(4) Diensteroutingnummern im Bereich 89 gefolgt von der Betreiberkennzahl 1 dienen der
netzinternen Verwendung und dirfen von jedem Kommunikationsnetzbetreiber ohne explizite Zuteilung
durch die RTR-GmbH innerhalb des eigenen Kommunikationsnetzes frei verwendet werden.

(5) Diensteroutingnummern im Bereich 89 gefolgt von einer Betreiberkennzahl dirfen nur mit einer
anschlieRenden Ziffernfolge beginnend mit den Ziffern 1, 2, 3, 4 und 5 genutzt werden.

(6) Diensteroutingnummern im Bereich 89 gefolgt von einer Betreiberkennzahl und einer
Ziffernfolge beginnend mit der Ziffer 0 diirfen vom Zuteilungsinhaber nur fiir das Routing 6ffentlicher
Kurzrufnummern verwendet werden.

(7) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. 11 Nr. 224/2012)

(8) Die Quell-Betreiberkennzahl gemal § 93 Abs. 5 hat einer zugeteilten Betreiberkennzahl im
Bereich 85 zu entsprechen und identifiziert das Quellnetz.

(9) Die einstellige Dienstekennzahl gemall § 93 Abs.5 hat einen der folgenden Werte mit
nachfolgender Bedeutung:
1. Dienstekennzahl gleich 0; Trégerdienst: POTS oder ISDN speech/3,1 kHz audio
2. Dienstekennzahl gleich 1; Trégerdienst: ISDN 64 kbit/s unrestricted
3. Dienstekennzahl gleich 2; Tréagerdienst: POTS oder ISDN speech/3,1 kHz audio; Portier-Look-
Up erfolgt
4. Dienstekennzahl gleich 3; Tréagerdienst: ISDN 64 kbit/s unrestricted; Portier-Look-Up erfolgt
5. Dienstekennzahlen gleich 4 bis 9 dirfen nicht genutzt werden.

(10) Abweichende Bedeutungen der einstelligen Dienstekennzahl gemdR Abs. 9 kdnnen in
besonderen Fallen auf begriindeten Antrag zugelassen werden.

(11) Die Quell-Betreiberkennzahl gemal § 93 Abs. 2 hat einer zugeteilten Betreiberkennzahl im
Bereich 96 oder 97 zu entsprechen und identifiziert das Quellnetz.

(12) Nationale Routingnummern im Bereich 96 und 97 gefolgt von den Betreiberkennzahlen 95 bis
99 dienen der netzinternen Verwendung und kénnen von jedem Kommunikationsnetzbetreiber ohne
explizite Zuteilung durch die RTR-GmbH innerhalb des eigenen Kommunikationsnetzes frei verwendet
werden.
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Betreiber-Testrufnummer
Verwendungszweck

8 96. Die Betreiber-Testrufnummer ist eine nationale Rufnummer und erméglicht dem Nutzer, eine
Betreiberauswahl oder Betreibervorauswahl zu 0berprifen, sowie festzustellen, (ber welchen
Telefondiensteanbieter ein Gespréach zu nationalen geografischen Rufnummern gefiihrt wird.

Nummernstruktur
8§ 97. Die Betreiber-Testrufnummer lautet 6210000.
Funktion

8 98. (1) Telefondiensteanbieter diirfen diese Rufnummer ohne explizite Zuteilung durch die RTR-
GmbH im Sinne des Abs. 2 und § 96 nutzen.

(2) Telefondiensteanbieter dirfen unter dieser Rufnummer eine Sprachansage schalten, aus der
hervorgeht, welcher Telefondiensteanbieter Gesprache, die auf die selbe Art und Weise wie die Betreiber-
Testrufnummer gewahlt werden, abrechnet.

Betreiber-Kurzrufnummern
Verwendungszweck

8 99. Betreiber-Kurzrufnummern dienen ausgenommen im Fall von Nachrichtendiensten der
Adressierung von betreiberbezogenen Diensten.

Nummernstruktur

8 100. Betreiber-Kurzrufnummern bestehen aus maximal fiinfstelligen Ziffernfolgen beginnend mit
den Ziffern 2 bis 9.

Funktion

8§ 101. Kommunikationsdienstebetreiber durfen Betreiber-Kurzrufnummern ohne explizite Zuteilung
durch die RTR-GmbH im zugehérigen Kommunikationsnetz im Sinne der §8 99 und 108 nutzen.

4. Abschnitt:
Wahlplan
Internationales Préfix

8§ 102. Das internationale Pré&fix ist mit 00 festgelegt und nicht Teil der internationalen Rufnummer.
Es zeigt an, dass die darauffolgende Ziffernfolge eine internationale Rufnummer darstellt.

Internationale Wahl

8 103. Internationale Wahl ist die Wahl des internationalen Préafixes gefolgt von einer internationalen
Rufnummer.

Nationales Prafix

8 104. Das nationale Prafix ist mit O festgelegt und ist nicht Teil der nationalen Rufnummer. Es zeigt
an, dass die darauffolgende Ziffernfolge eine nationale Rufnummer darstellt.

Nationale Wahl

8 105. Nationale Wahl ist die Wahl des nationalen Préfixes gefolgt von einer nationalen Rufnummer,
ausgenommen von Diensteroutingnummern.

Lokale Wahl

8 106. (1) Lokale Wahl ist die ausschlieBliche Wahl der Teilnehmernummer einer geografischen
Rufnummer.

(2) Lokale Wahl darf von einem Kommunikationsdienstebetreiber nur angeboten werden, wenn die
fir Rufe jeweils zugrunde gelegte Ortsnetzkennzahl fur den Rufenden eindeutig bestimmt ist.

Wahl 6ffentlicher Kurzrufnummern

8 107. (1) Bei der Wahl &ffentlicher Kurzrufnummern ist von dem Kommunikationsdienstebetreiber
und Kommunikationsnetzbetreiber sicher zu stellen, dass die Verbindung bei Wahl der Kurzrufnummer
ohne Pré&fix und Ortsnetzkennzahl zustande kommt.

Entwurf Novelle KEM-V 2009, Stand 25.03.2014 Seite 31 von 38



(2) Die Herstellung einer Verbindung bei Wahl einer 6ffentlichen Kurzrufnummer mit nationalem
Prafix und vorangestellter Ortsnetzkennzahl entgegen der Bestimmung des Abs.1 st fir
Kommunikationsdienstebetreiber und Kommunikationsnetzbetreiber nicht verpflichtend.

(3) Ausgenommen von der Bestimmung des Abs.2 sind oOffentliche Kurzrufnummern fir
Notrufdienste. Hier ist die Herstellung der Verbindung fir Kommunikationsdienstebetreiber und
Kommunikationsnetzbetreiber auch bei Wahl mit nationalem Prafix und vorangestellter Ortsnetzkennzahl
verpflichtend, sofern ein entsprechendes Routingziel innerhalb des gewéhlten Ortsnetzes vorhanden ist.

(4) In den Fallen des Abs. 3 handelt es sich nicht um Notrufe im Sinne der Bestimmungen des § 20
TKG 2003.

Wahl von Betreiber-Kurzrufnummern

8 108. (1) Sofern keine lokale Wahl angeboten wird, ist die Wahl von Betreiber-Kurzrufnummern
zuldssig.

(2) Die Nutzung gemal Abs.1 ist nur unter der Bedingung zulédssig, dass die Wahl von
Ziffernfolgen mit mehr als 5 Ziffern, wobei die ersten 5 Ziffern mit Ziffernfolgen gemaR Abs. 1 identisch
sind, eigenstédndig geroutet und tarifiert werden kénnen.

Betreiberauswahl-Préfix
Verwendungszweck

8 109. Ein betreiberindividuelles Betreiberauswahl-Prafix dient der freien Auswahl eines
Telefondiensteanbieters. Es dient auch dem verbindungsbezogenen Aufheben einer gegebenenfalls
bestehenden Betreibervorauswahl.

Nummernstruktur

8 110. Ein Betreiberauswahl-Prafix besteht aus der zweistelligen Zugangskennzahl 10 und einer
zwei- oder dreistelligen Betreiberkennzahl.

Nummernzuteilung

8 111. (1) Antragsberechtigt sind Kommunikationsdienstebetreiber, die entweder gleichzeitig auch
Kommunikationsnetzbetreiber sind und mit ihrem Kommunikationsnetz die technischen Erfordernisse der
Nutzung gemal 8109 erfillen, oder einen entsprechenden Kooperationsvertrag mit einem
Kommunikationsnetzbetreiber vorweisen, aus dem eine geplante Nutzung gemé&R & 109 nachvollziehbar
hervorgeht.

(2) Antragsberechtigt sind  zusatzlich zu Abs.l Kommunikationsnetzbetreiber, in deren
Kommunikationsnetzen Betreibervorauswahl angeboten wird, sofern nicht bereits auf Grund eines vom
selben Unternehmen angebotenen Verbindungsnetzdienstes eine Betreiberkennzahl zugeteilt wurde.

(3) Antragsberechtigten ist maximal eine Betreiberkennzahl zuzuteilen.

(4) Im Falle einer Gesamtrechtsnachfolge kann durch die RTR-GmbH auf Antrag das Recht gewéhrt
werden, ein bereits zugeteiltes Betreiberauswahl-Préfix beizubehalten, wenn es durch den Widerruf der
Zuteilung eines Betreiberauswahl-Préfixes zu unverhaltnisméligen wirtschaftlichen Belastungen kommt.

(5) Betreiberkennzahlen endend mit O sind nicht zuzuteilen.

(6) Betreiberkennzahlen sind im Bereich 01 bis 69 zweistellig und im Bereich 801 bis 899 dreistellig
zuzuteilen.

Verhaltensvorschriften

8 112. (1) Vom Zuteilungsinhaber ist eine Telefonstérungsannahmestelle unter einer fur den Anrufer
entgeltfreien oder quellnetztarifierten Rufnummer ab dem Zeitpunkt der Aufnahme eines 6ffentlichen
Verbindungsnetzdienstes anzubieten.

(2) Ein zugeteiltes Betreiberauswahl-Préfix darf nur vom Zuteilungsinhaber oder auf vertraglicher
Basis von einem Kommunikationsdienstebetreiber genutzt werden, dem selbst kein Betreiberauswahl-
Préfix zugeteilt wurde.

Wahl mit vorangestelltem Betreiberauswahl-Préafix

8 113. Die Funktionen bei Wahl eines Betreiberauswahl-Prafixes ergeben sich gemé&R -einer
Verpflichtung nach 8§ 41 TKG 2003. Jedenfalls ist die Wahl einer offentlichen Kurzrufnummer fir
Notrufdienste nach der Wahl eines Betreiberauswahl-Préfixes zuldssig. Solche Rufe sind den
entsprechenden Notrufdiensten zuzustellen.
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Ansage-Préfix
Verwendungszweck

8 114. (1) Das Ansage-Préfix dient zur allfalligen Aktivierung oder Unterdriickung einer Ansage
zum Zweck der Tariftransparenz bei portierten mobilen Rufnummern.

(2) Durch die Wahl des Ansage-Prafixes, gefolgt von der Wahl einer mobilen Rufnummer, wird eine
allfdllige Ansage einer portierten mobilen Rufnummer fir den jeweiligen Anruf aktiviert oder
unterdriickt.

(3) Das Anbieten der Mdoglichkeit der Aktivierung oder Unterdriickung der Ansage mittels des
Ansage-Préfixes ist nicht verpflichtend.

(4) Es obliegt dem jeweiligen Betreiber, festzulegen, ob nach erfolgter Wahl gemé Abs. 2 eine
Verbindung aufgebaut wird oder ausschlieflich eine Ansage gemaR Abs. 1 ohne anschlieBenden
Verbindungsaufbau erfolgt.

Nummernstruktur
8§ 115. Das Ansage-Préfix besteht aus der dreistelligen Ziffernfolge 061.
Wahl des Ansage-Préfixes

8 116. Dem Ansage-Prafix darf ausschliellich eine nationale oder internationale Wahl einer mobilen
Rufnummer folgen.

5. Abschnitt:
Mehrwertdienste
Allgemeines

§ 117. (1) Die Erbringung von Mehrwertdiensten in Osterreich ist ausschlieRlich unter Verwendung
nationaler Rufnummern in den Bereichen 810, 820, 821, 900, 901, 930, 931, 939 und im
Zugangskennzahlbereich 118 sowie im Bereich fir Universal International Shared Cost Numbers gemaf
8§ 7a unter Mal3gabe der bereichsspezifischen Bestimmungen zuldssig.

(2) Unabhéngig von der Klassifikation eines Dienstes als Mehrwertdienst im Sinne von 8§ 3 Z 16
kommen die Bestimmungen dieses Abschnittes jedenfalls fiir alle in den Bereichen geméR Abs. 1
erbrachten Dienste entsprechend dem jeweiligen Rufnummernbereich zur Anwendung.

(3) Bei der Erbringung von Mehrwertdiensten hat der Dienstleister darauf zu achten, dass der Dienst,
unter Beriicksichtigung des Inhaltes desselben, zeitnahe erbracht wird und dem zugrunde liegenden
Rechtsgeschaft in transparenter Weise entsprochen wird.

Bewerbung
§ 118. (1) Bei Diensten in den Bereichen gemé&R § 117 Abs. 1 stellt der Dienstleister sicher, dass alle
Formen der Bewerbung, derer er sich bedient, folgende Informationen deutlich erkennbar enthalten:
1. die Rufnummer des Dienstes,

2. Angaben (ber das fiir die Inanspruchnahme des Dienstes zu zahlende Entgelt gemaR Abs. 2 bis 5
sowie eine eindeutige Bezeichnung, dass es sich um Euro handelt,

3. eine korrekte Kurzbeschreibung des Diensteinhalts und
4. allenfalls bestehende Einschrankungen hinsichtlich der Erbringung des Dienstes.

(2) Die Entgeltinformation muss bei zeitabhéngig tarifierten Diensten das Entgelt in Euro pro Minute
enthalten. Bei zeitabhdngig tarifierten Diensten mit einem Entgelt unter EUR 1,00 pro Minute kann die
Angabe auch in Cent erfolgen. Falls die Dauer der Verbindung oder der Gesamtumfang des Dienstes auf
Grund der Art des Dienstes abschatzbar ist, sind zusatzlich die zu erwartenden Gesamtkosten fiir die
vollstdndige Inanspruchnahme des Dienstes anzugeben.

(3) Bei eventtarifierten Diensten muss die Entgeltinformation das Entgelt in Euro pro Event
enthalten. Bei eventtarifierten Diensten mit einem Entgelt unter EUR 1,00 pro Event kann die Angabe
auch in Cent erfolgen.

(4) Sind bei Diensteinhalten, die Uber eine Datenverbindung genutzt werden, die dem Teilnehmer
daraus entstehenden Kosten fiir den Dienstleister nicht abschétzbar, so ist gemeinsam mit der
Entgeltinformation der Gesamtumfang der Datenmenge anzugeben.
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(5) Textliche Entgeltinformationen mussen gut lesbar sein und in direktem Zusammenhang mit der
Rufnummer dargestellt werden. Akustische Entgeltinformationen miissen in direktem Zusammenhang mit
der Nennung der Rufnummer erfolgen und leicht verstandlich sein.

(6) Bei Rufnummern aus den Bereichen 810, 820 und 821 sowie im Bereich fir Universal
International Shared Cost Numbers gemal § 7a sind Abs. 1 Z 2 sowie die Abs. 2 bis 5 nicht anzuwenden.

(7) In Zusammenhang mit der akustischen Bewerbung von Diensten kann die Nennung einer
Entgeltinformation entfallen, sofern sichergestellt ist, dass der Nutzer vor Inanspruchnahme des Dienstes
Uber das zur Anwendung gelangende Entgelt gemaR der 8§ 121 Abs. 1 und 123 Abs. 1 entgeltfrei
informiert wird und dieses EUR 0,70 pro Minute oder pro Event nicht uberschreitet.

(8) Bei Rufnummern aus den Bereichen 810, 820 und 821 hat der Kommunikationsdienstebetreiber,
der geméR § 3 Z 34 gemeinsam mit dem Dienstleister das Entgelt festlegt, dieses Entgelt im von der
RTR-GmbH vorgegebenen elektronischen Format dieser anzuzeigen. Die RTR-GmbH hat diese Entgelte
auf ihrer Website zu verdffentlichen.

Dialer
Dial-Up-Zugang zu Mehrwertdiensten

8 119. Bei der Erbringung eines Mehrwertdienstes in den Bereichen 820 und 939 unter Verwendung
eines Dialer-Programmes hat der Dienstleister Folgendes sicher zu stellen:

1. Vor dem Aufbau einer Verbindung zu einem Mehrwertdienst muss das Entgelt in Euro pro
Minute, der Dienstleister und dessen ladungsfahige Anschrift sowie die vollstandige fir die Wahl
vorgesehene Rufnummer angezeigt werden. Es muss angegeben werden, dass bei
Inanspruchnahme des Dienstes eine Telefonverbindung zu einer Mehrwertdiensterufnummer
aufgebaut wird und die Bezahlung tber die Telefonrechnung erfolgt.

2. Die Verbindung darf nur nach einer Aktion aufgebaut werden, durch die der Nutzer die
Kenntnisnahme der Informationen gemal Z 1 bestatigt. Es muss die Mdglichkeit bestehen, den
Verbindungsaufbau endgultig, einfach und kostenfrei abzulehnen.

3. Informationen nach Z 1 miissen auch in deutscher Sprache in klar lesbarer und zum Hintergrund
kontrastreicher Schrift dargestellt werden. Die gesamte Information muss feststehend im
Sichtbereich des Nutzers angezeigt werden. Die Darstellung des Entgeltes muss sich gut leserlich
in der Schaltflache, mit welcher der Verbindungsaufbau gestartet wird, befinden.

4. Uber den Dial-Up-Zugang diirfen ausschlieRlich die kostenpflichtigen Inhalte des Dienstleisters
abgerufen werden kdnnen, die iber einen herkdémmlichen Internetzugang im Internet nicht frei
zuganglich sind.

5. Die Speicherung des Dialer-Programmes am Endgerdt des Nutzers darf nur nach einer
zustimmenden Aktion des Nutzers erfolgen. Die Entfernung des Dialer-Programmes muss
einfach moglich und ein entsprechender allgemein verstandlicher und leicht auffindbarer Hinweis
zur kostenfreien Entfernung vorhanden sein.

6. Das aktuelle Gesamtentgelt und die Verbindungsdauer missen permanent sichtbar angezeigt
werden. Weiters muss permanent eine Schaltflache angezeigt werden, mittels der die Verbindung
jederzeit auf einfache Weise und ohne weitere Verzdgerung endglltig abgebrochen werden kann.

Opt-In fur die Erbringung von Mehrwertdiensten unter Verwendung eines Dialer-Programmes

8§ 120. (1) Kommunikationsdienstebetreiber, die einen 6ffentlichen Telefondienst an festen
Standorten anbieten, stellen sicher, dass der Bereich 939 nur dann erreichbar ist, wenn dies vom
Teilnehmer ausdriicklich gegentiber dem Kommunikationsdienstebetreiber verlangt wurde.

(2) Kommunikationsdienstebetreiber haben das Recht, einzelne auslandische Rufnummernbereiche
zu sperren, wenn auf Grund duferer Umstdnde davon ausgegangen werden kann, dass in diesen
Rufnummernbereichen  Mehrwertdienste erbracht oder Dial-Up-Zugénge in missbrauchlicher
Verwendung angeboten werden.

(3) Kommunikationsdienstebetreiber haben das Recht, eine nationale Rufnummer zu sperren, wenn
auf Grund der duReren Umstédnde wahrscheinlich ist, dass der Dienstleister mit der Nutzung dieser
Rufnummer gegen die Bestimmung des§ 46 Abs. 8 oder des § 89 Abs. 2 verstofit.

Beachte fur folgende Bestimmung

Abs. 6 tritt hinsichtlich eventtarifierter Sprachdienste tiber EUR 0,70 am 7. Oktober 2009 in Kraft (vgl. §
128 Abs. 2).
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Sprach- und Faxdienste
Entgeltinformation unmittelbar vor der Dienstenutzung

8 121. (1) Bei Diensten in den Bereichen 900, 901, 930 und 931 sowie im Zugangskennzahlbereich
118 stellt der Kommunikationsdienstebetreiber, von dessen zugehérigem Kommunikationsnetz aus der
Dienst erbracht wird, sicher, dass dem Nutzer die Hohe des pro Minute oder pro Anruf anfallenden
Entgeltes in Euro unmittelbar nach Herstellen der Verbindung in geeigneter Weise mitgeteilt wird. Dem
Teilnehmer darf fur die Entgeltinformation kein Entgelt in Rechnung gestellt werden und es muss dem
Nutzer ermdglicht werden, die Inanspruchnahme des Dienstes nach Erhalt der Information entgeltfrei
abzulehnen.

(2) Die Entgeltinformation gemaRl Abs. 1 darf nicht langer als 10 Sekunden dauern.

(3) Ungeachtet des Abs. 2 darf die Dauer von 10 Sekunden Uberschritten werden, soweit und so
lange dies fur die Erbringung sonstiger gesetzlich vorgeschriebener Informationspflichten erforderlich ist.

(4) Erfolgt im Zuge eines Telefonauskunftsdienstes gemaR § 43 oder &hnlicher Dienstleistungen eine
Weitervermittlung, so ist der Nutzer vom Erbringer des Telefonauskunftsdienstes unmittelbar vor
Inanspruchnahme einer solchen Weitervermittlung tber das im Anschluss an die Weitervermittlung zur
Anwendung gelangende Entgelt in Euro pro Minute entsprechend zu informieren. Eine derartige
Information darf nicht langer als 10 Sekunden dauern.

(5) Bei eventtarifierten Sprachdiensten kann eine Entgeltinformation gemaf Abs. 1 entfallen, sofern
das Entgelt fur den gesamten Dienst maximal EUR 0,70 betrégt und sich das maximale Entgelt aus den
ersten beiden Ziffern der Teilnehmernummer im Bereich 901 oder 931 gemaR 8 91 Abs. 3 ergibt.

(6) Bei eventtarifierten Sprachdiensten ist der Nutzer vom Dienstleister unmittelbar nach dem
Zustandekommen der entgeltpflichtigen Sprachverbindung eindeutig daruber zu informieren, dass eine
kostenpflichtige Verbindung zustande gekommen ist.

(7) Bei einem zeittarifierten Faxabrufdienst kann eine Entgeltinformation gemal Abs. 1 entfallen,
wenn der Dienstleister eine Entgeltinformation dadurch sicherstellt, dass er am Anfang der ersten
Ubermittelten Seite das zur Anwendung kommende Entgelt sowie die Anzahl der zu Ubermittelnden
Seiten deutlich lesbar anfuhrt.

Zeitbeschrankungen

8 122. (1) Bei Verbindungen zu zeitabhéngig verrechneten Mehrwertdiensten in den Bereichen 900,
930 und 939 sowie im Zugangskennzahlbereich 118 ist vom Kommunikationsdienstebetreiber, von
dessen zugehorigem Kommunikationsnetz aus der Dienst erbracht wird, die Trennung einer Verbindung
nach spétestens 30 Minuten, bei einem Minutenentgelt von weniger als EUR 2,20 nach spétestens 60
Minuten sicherzustellen.

(2) Bei Faxabrufdiensten, bei denen keine gesicherte Entgeltinformation gemaR § 121 erfolgt, hat der
Dienstleister die Verbindung nach spatestens 10 Minuten zu trennen.

Nachrichtendienste
Entgeltinformation unmittelbar vor der Dienstenutzung

8§ 123. (1) Bei Nachrichtendiensten in den Bereichen 900, 901, 930 und 931 sowie im
Zugangskennzahlbereich 118 ist sicherzustellen, dass dem Nutzer die Hohe des pro Event anfallenden
Entgelts in Euro unmittelbar vor jeder Inanspruchnahme des Dienstes in geeigneter Weise mitgeteilt wird.
Dem Nutzer darf fir die Entgeltinformation kein Entgelt in Rechnung gestellt werden. Zur Bestellung des
Dienstes muss der Nutzer die Entgeltinformation und die Inanspruchnahme des Dienstes aktiv bestatigen.

(2) Wird bei einem Nachrichtendienst mehr als nur ein einmaliges Entgelt verrechnet, ist zusatzlich
zu Abs. 1 unmittelbar vor der Inanspruchnahme des Dienstes in geeigneter Weise Uber die eine
Tarifierung ausldsenden Kriterien entgeltfrei zu informieren. Als Inanspruchnahme des Dienstes ist die
Bestellung durch den Nutzer anzusehen. Zuséatzlich sind bei solchen Diensten folgende Punkte
sicherzustellen:

1. Der Nutzer ist Uber das innerhalb einer Zeitspanne von einem Monat kumulierte Entgelt
zumindest in Schritten von EUR 10,00 mit einer ausschlieBlich dafir genutzten entgeltfreien
Nachricht zu informieren. Bei Diensten, bei denen das (ber einen Monat kumulierte Entgelt
unter EUR 10,00 liegt, ist der Nutzer mit einer ausschlieBlich dafiir genutzten entgeltfreien
Nachricht (iber das verrechnete Entgelt pro dem die Verrechnung auslésenden Kriterium
entgeltfrei zu informieren und diese Nachricht ist immer dann zu senden, wenn das kumulierte
Entgelt seit Beginn der Dienstebestellung oder der letzten Benachrichtigung EUR 10,00 erreicht
hat.
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2. Der Dienst darf erst dann fortgesetzt werden, wenn die Entgeltinformation gemdl? Z 1 aktiv vom
Nutzer bestatigt wurde, worauf der Nutzer in dieser eindeutig hinzuweisen ist.

3. Bei einem interaktiven Dienst ist dieser bei einer fur den Dienst untypisch langen Inaktivitat des
Nutzers zu beenden.

4. Es dirfen im Rahmen eines Dienstes pro Nachricht nur jeweils gleiche Entgelte verrechnet
werden.

(3) Bei Nachrichtendiensten, bei denen die Verrechnung Uber die vom Nutzer gesendeten
Nachrichten erfolgt, kann eine Entgeltinformation geméfR Abs. 1 entfallen, sofern das Entgelt fur die
einzelne Dienstenutzung maximal EUR 0,70 betrdgt und sich das maximale Entgelt aus den ersten beiden
Ziffern der Teilnehmernummer im Bereich 901 oder 931 gemal} § 88 ergibt.

(4) Bei Nachrichtendiensten, bei denen die Verrechnung Uber die vom Nutzer gesendeten
Nachrichten erfolgt, kann eine Entgeltinformation geméfR Abs. 1 entfallen, sofern das Entgelt fur die
einzelne Dienstenutzung maximal EUR 0,70 betrdgt, der Dienst durch eine Nachricht des Nutzers
angefordert wird, im Anschluss einmalig erbracht wird und mit der ersten an den Nutzer gesendeten
Dienstenachricht eindeutig tber das anfallende Entgelt informiert wird.

(5) Die Einhaltung aller Verpflichtungen aus Abs. 1 bis 4 trifft den Plattformbetreiber.
Spezielle Verhaltensvorschriften

8§ 124. (1) Bei Nachrichtendiensten, die im Rahmen einer andauernden Interaktion das Senden und
Empfangen von mehreren Nachrichten bedingen, wobei die Zahl der Nachrichten im Vorhinein nicht
festgelegt ist, stellt der Plattformbetreiber sicher, dass eine Verrechnung nur auf Basis der vom Nutzer
gesendeten Nachrichten erfolgt. Eine Verrechnung der an den Nutzer gesendeten Nachrichten ist in
diesem Fall nicht zuldssig.

(2) Wird bei einem Nachrichtendienst, bei dem hintereinander mehrere verrechnete Nachrichten
ohne Aktivitdt des Nutzers gesendet werden, eine Nachricht mit ,,Stop* oder ,,Stopp® vom Nutzer
gesendet, sind alle Dienste des Nutzers hinter einer Rufnummer unmittelbar zu beenden. Die Nachricht
hat fur den Nutzer kostenfrei zu sein. Diese Verpflichtung trifft den Plattformbetreiber.

(3) Der Nutzer ist vom Dienstleister tiber die Bestimmung des Abs. 2 eindeutig zu informieren.
Nachweis Uber die Einhaltung der Bestimmungen fur Nachrichtendienste

8 125. (1) Im Falle eines zuldssigen Einspruches gegen die Verrechnung eines Nachrichtendienstes
hat der Kommunikationsdienstebetreiber, der dem Teilnehmer den Dienst in Rechnung stellt, nach Erhalt
des Nachweises gemafl Abs.3 vom Plattformbetreiber dem Teilnehmer gegenlber schriftlich die
Einhaltung der Bestimmungen fiir Nachrichtendienste nachzuweisen.

(2) Der Plattformbetreiber hat den Nachweis gemaR Abs. 3 binnen angemessener Frist, langstens
binnen zwei Wochen ab Anfrage durch den Kommunikationsdienstebetreiber, an diesen zu Ubermitteln.
(3) Der Nachweis hat jedenfalls folgende Informationen zu umfassen:

1. Den Zeitpunkt und Inhalt der Entgeltinformation vor Inanspruchnahme des Dienstes gemaR
8§ 123 Abs. 1,

2. den Zeitpunkt und Inhalt der Informationen gemaR § 123 Abs. 2 Z 1,

3. den Zeitpunkt und Inhalt der gegebenenfalls gesendeten Bestatigungen des Nutzers geméld § 123
Abs. 1 und Abs. 2 Z 2 sowie

4. den Zeitpunkt und Inhalt einer vom Nutzer gegebenenfalls gesendeten Nachricht gemaR § 124
Abs. 2.

6. Abschnitt:
Ubergangsbestimmungen/Sonstiges
Ubergangsbestimmungen

8 126. (1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehende Zuteilungen von
Kommunikationsparametern, die in dieser Verordnung geregelt werden, bleiben nach MaBgabe von § 127
aufrecht. Der Umfang der betreffenden Nutzungsrechte wird durch die Vorschriften dieser Verordnung
bestimmt.

(2) Bereits vor dem 12.05.2004 im Rahmen der Nummerierungsverordnung BGBI. 1l Nr. 416/1997
(NVO) realisierte Nutzungen von geografischen Rufnummern mit einer tber 8 50 Abs.3 und 4
hinausgehenden Teilnehmernummernlénge bleiben von dieser Bestimmung unberiihrt.
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(3) Bereits vor dem 12.05.2004 im Rahmen der NVO realisierte Nutzungen fiinf- oder sechsstelliger
mobiler Rufnummern sind betreffend die minimale Rufnummernlange von der Bestimmung des § 61
Abs. 1 ausgenommen. Solche Rufnummern sind der RTR-GmbH umgehend vom nutzenden
Kommunikationsdienstebetreiber anzuzeigen.

(4) Alle vor 01.01.2002 vom Kommunikationsdienstebetreiber zugewiesenen und von Teilnehmern
genutzte geografische Rufnummern mit einer die Bestimmungen des § 50 Abs. 3 und 4 unterschreitenden
Teilnehmernummernlénge bleiben von dieser Bestimmung unberiihrt.

(5) Fir geografische Rufnummern beginnend mit der in Linz zusatzlich zur Ortsnetzkennzahl 732
verwendeten Ziffernfolge 70 findet die Bestimmung des 8 4 Abs. 4 zweiter Satz keine Anwendung.

(6) Bereits vor dem 12.05.2004 gemaR § 60 Z 1 genutzte mobile Rufnummern, die gegebenenfalls in
den Rufnummernblécken gemdl § 61 Abs. 3 liegen, sind von der Bestimmung dieses Absatzes
hinsichtlich der ausschlieflich zuldssigen Verwendung fiir betreiberbezogene Dienste ausgenommen.
Solche Rufnummern sind der RTR-GmbH umgehend vom nutzenden Kommunikationsdienstebetreiber
anzuzeigen.

(7) Bereits vor dem 12.05.2004 im Rahmen der zugrunde liegenden Zuteilungsbescheide realisierte
Nutzungen einer Bereichskennzahl fiir private Netze, welche die Vorgaben des § 56 Abs. 1 betreffend die
minimale Teilnehmernummernlénge nicht erfillen, sind von dieser Bestimmung ausgenommen.

(8) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits realisierte Weitervermittlungen im
Rahmen eines Telefonauskunftsdienstes, bei denen entgegen der Bestimmung des § 121 Abs. 4 die
Information Uber das zur Anwendung kommende Entgelt nicht unmittelbar vor der Weitervermittlung
mitgeteilt wird, durfen noch bis 07.01.2010 bestehen bleiben.

(9) Wird ein entsprechender Antrag gemaR 8 63 Abs. 5 Z 2 bis langstens 30.06.2014 gestellt, kénnen
Einrichtungen gemal § 60 mittels mobiler Rufnummern im Rahmen der nationalen Zusammenschaltung
auch nach dem 1. Juli 2014 jedenfalls vorlaufig bis zur Entscheidung der Behdrde antragsgeman
adressiert werden.

EB zu § 126 Abs. 9: Diese Regelung hat den Vorteil, dass das beantragte Konzept vorlaufig
Uber den 1. Juli 2014 hinaus, jedenfalls bis zum Abschluss des Prifungsverfahrens genutzt
werden kann, wenn der Antrag gemaf 8 63 Abs. 5 Z 2 rechtzeitig gestellt wurde.

Abschaltungen
§ 127. (1) Die Nutzung der Ortsnetzkennzahl 70 fur Linz ist spétestens bis 12.05.2014 einzustellen.
(2) Kommunikationsdienstebetreiber haben in angemessener Form Uber die Abschaltung gemaR
Abs. 1 nach folgender MaRgabe zu informieren:
1. neue Teilnehmer im Ortsnetz Linz im Zuge des Vertragsabschlusses und
2. alle Teilnehmer in Abstanden von hochstens sechs Monaten, ab 12.05.2012 in Abstdnden von
héchstens zwei Monaten.

(3) Kommunikationsdienstebetreiber haben im Rahmen der Bestimmungen der 8§ 18 Abs. 1 sowie
100 TKG 2003 fur Teilnehmer im Ortsnetz Linz jeweils die Ortsnetzkennzahl 732 anzufihren.

(4) Betreiber von Telefonauskunftsdiensten im Sinne des § 43 Abs. 2 haben bei der Erbringung des
Auskunftsdienstes fir Rufnummern im Ortsnetz Linz ausschlieBlich die Ortsnetzkennzahl 732 anzugeben.

(5) Kommunikationsdienstebetreiber haben der RTR-GmbH auf Nachfrage

1. jeweils aktuelle Auswertungen betreffend die Entwicklung der monatlichen Nutzung der
Ortsnetzkennzahl 70 in ihrem zugehdrigen Kommunikationsnetz bereitzustellen sowie

2. eine nachvollziehbare aussagekréftige Dokumentation Uber Zeitpunkt, Art und Inhalt der
getétigten InformationsmalBnahmen gemaR Abs. 2 vorzulegen.

(6) Als Rufnummer des Anrufers im Sinne der Bestimmungen des § 5 ist flir Linz spétestens ab
12.05.2013 nur mehr die Ortsnetzkennzahl 732 zul&ssig.

(7) Kommunikationsdienstebetreiber, die fur Teilnehmer Dienste auf Basis von Rufnummern
erbringen, die von Abschaltungen betroffen sind, sind verpflichtet, die betreffenden Teilnehmer
rechtzeitig und umfassend Uber die bevorstehenden Anderungen zu informieren.

(8) Bei allen von Abschaltungen betroffenen Rufnummernbereichen darf nach der Einstellung fiir
einen Zeitraum von maximal zwei Jahren ein Tonband geschaltet werden, das tber die Einstellung der
Rufnummer informiert und gegebenenfalls auf eine neue Rufnummer verweist.
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(9) Alle Nutzungsrechte fiir Betreiberkennzahlen im Bereich 89 beginnend mit der Ziffer 9 gelten ab
1. Janner 2013 als widerrufen.

(10) Alle Nutzungsrechte fiir Betreiberkennzahlen in den Bereichen 86 und 87, die aufgrund einer
Zuteilung geméaRk § 94 Abs. 2 und 3 in der Fassung vor BGBI. || @@@ erfolgt sind, gelten ab 1. Janner
2016 als widerrufen.

EB zu 8127 Abs.10: Bis zu dem in dieser Bestimmung normierten Termin durfen
Routingnummern fir das seit 2004 gultige Routingnummernkonzept im Zusammenhang mit der
mobilen Rufnummernportierung allenfalls geman § 126 Abs. 9 genutzt werden.

Inkrafttreten

8 128. (1) Diese Verordnung tritt, sofern in den folgenden Absétzen nicht anders bestimmt wird, mit
7. Juli 2009 in Kraft.

(2)83 Zz16 lit.i und j hinsichtlich Nachrichtendienste sowie § 121 Abs.6 hinsichtlich
eventtarifierter Sprachdienste Giber EUR 0,70 treten am 7. Oktober 2009 in Kraft.

(3) § 21 Abs. 1 Z 4 tritt ausgenommen fur die 6ffentliche Kurzrufnummer fir Notrufdienste 112 mit
7. Jénner 2010 in Kraft.

(4) Die Anderung des Inhaltsverzeichnisses sowie der 8§ 7a, 21 Abs. 2, 31 bis 35, 117 Abs. 1 und
118 Abs. 6 in der Fassung BGBI. Il Nr. 109/2010 treten mit 14. April 2010 in Kraft.

(5) Die Anderungen des Inhaltsverzeichnisses sowie der §§ 24 bis 26, die Uberschrift vor § 55, §§ 94
Abs. 9, 95 Abs. 10, 129 Abs. 2 in der Fassung BGBI. Il Nr. 333/2010 treten mit 29. Oktober 2010 in
Kraft.

(6) § 59a tritt mit 1. Mérz 2011 in Kraft.

(7) Die Anderungen des Inhaltsverzeichnisses sowie der §§ 3 Z 16, 10 Abs. 1, 1a und 2, 15 Abs. 1, 2
und 4a, 53 Abs. 2, 57 Abs. 1 lit. f, 63 Abs. 2, 73 Abs. 2, 78 Abs. 6, 94 Abs. 2 und 9, 96, 97, 98 Abs. 2,
109, 112 Abs. 1, 113, 114 bis 116, 117 Abs. 3, 127 Abs. 9 sowie die Uberschriften vor den § 96, 114 und
116 in der Fassung BGBI. I Nr. 224/2012 treten mit 30. Juni 2012 in Kraft.

(8) 8 118 Abs. 8 tritt mit 1. J&nner 2013 in Kraft.

(9) Die Anderungen des Inhaltsverzeichnisses sowie der §8 3 Z 3 und 23, 4 Abs. 1, 48a bis 48e, 51
Abs. 5 sowie 129 Abs. 2 in der Fassung BGBI. Il Nr. 344/2013 treten mit 15. November 2013 in Kraft.
Antrage gemal § 48c, die binnen eines Monates nach Inkrafttreten bei der RTR-GmbH einlangen, gelten
im Sinne des § 13 Abs. 3 als zeitgleich eingebracht.

(10) Die Anderungen der §8§ 92, 93 Abs. 2, 94 Abs. 2, 3, 3a, 3b_und 3c sowie 95 Abs. 1 und 11 in
der Fassung BGBI. 11 Nr. @@ @/2014 treten mit 12. Mai 2014 in Kraft.

(11) Die Anderungen des § 63 Abs. 4 und 5 in der Fassung BGBI. Il Nr. @@ @/2014 treten mit
1. Juli 2014 in Kraft.

Aulerkrafttreten von Rechtsvorschriften

8 129. (1) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die 6. Verordnung der RTR-GmbH, mit der
Bestimmungen fir Kommunikationsparameter, Entgelte und Mehrwertdienste festgelegt werden
(Kommunikationsparameter-, Entgelt und Mehrwertdiensteverordnung — KEM-V) vom 12. Mai 2004,
kundgemacht durch Auflage bei der RTR-GmbH, idF BGBI. 1l Nr. 77/2008 auRer Kraft.

(2) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 344/2013)

(3) Die Bestimmungen der 88§ 15 Abs. 3, 94 Abs. 5 und 95 Abs. 7 treten mit 30. Juni 2012 aufer
Kraft.

(4) Die Bestimmungen der 88 94 Abs. 6 und 7 sowie 95 Abs. 2 treten mit 12. Mai 2014 auBer Kraft.
(5) Die Bestimmungen der 88 94 Abs. 2 und 3 treten mit 1. Janner 2016 auller Kraft.
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